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Die Vorsitzenden der LINKEN im Oder­
Spree­Kreis begrüßen den Aufruf des Bun­
desvorstands zur Strategiedebatte. Auch 
wenn uns die Wahlniederlage bei den 
Landtagswahlen in Sachsen und Bran­
denburg den Reformbedarf unserer Par­
tei besonders vor Augen geführt hat, so ist 
das Problem nicht neu. Dabei sind wir im 
Landkreis Oder­Spree als Parteiorganisa­
tion mit vielen Problemen konfrontiert, 
die sich in der einen oder anderen Weise 
überall im Osten beobachten lassen. Un­
sere Mitgliedschaft wird immer älter, ein 

Drittel unserer Mitglieder im Kreisver­
band ist über 80 Jahre alt. Damit einher 
geht ein Verlust an Vernetzung in die Ge­
sellschaft hinein. Die heute Älteren haben 
viele Jahrzehnte die Partei am Leben erhal­
ten, und durch eine Vielzahl von Aktivi­
täten die Brücke zwischen Partei und Ge­
sellschaft gebildet. Die deutlich wenigen 
Jüngeren konnten diese Vernetzung nicht 
in gleichem Maße aufrechterhalten. Heute 
ist gerade einmal ein Viertel der Mitglied­
schaft unter 60 Jahre, sogar nur acht Pro­
zent unter 35. Wenn ganz junge bei uns 

eintreten, verlassen sie häufig die Region 
für Studium, Ausbildung oder Arbeit. 

Auch die Gesellschaft hat sich gewan­
delt. Viele Probleme des Ostens wie un­
gleiche Lebensverhältnisse, Benachteili­
gung, fehlende Infrastruktur sind bis heute 
ungelöst und Thema unserer Politik. Doch 
während der ländliche Raum immer weiter 
schrumpft, ist der Speckgürtel Berlins ge­
wachsen und hat nicht nur wachsende Ein­
wohnerzahlen mit sich gebracht, sondern 
auch neue Bevölkerungsgruppen mit an­
deren Bedürfnissen und Interessen. Wenn 
wir als Partei weiter bestehen bleiben, aktiv 
gestalten und an Wahlen teilnehmen wol­
len, müssen wir uns den Herausforderun­
gen stellen. Wie wollen wir uns verjüngen 
und aktiv neue Mitstreiter*innen gewin­
nen? Wer sind dabei unsere Zielgruppen 
und welche Interessen und Bedürfnisse ha­
ben sie? Welche Handwerkszeuge der po­
litischen Arbeit funktionieren in unserer 
heutigen Zeit noch, wo müssen wir neues 
ausprobieren? Was für eine Partei wollen 
wir sein und wo wollen wir hin? 

Diesen und weiteren Fragen müssen wir 
uns stellen und wollen unsere Mitglieder 
ermutigen, sich an dieser Debatte zu betei­
ligen. Der Aufruf zur Strategiedebatte und 
der organisatorische Ablauf sind auf der 
nächsten Seite abgedruckt.

Julia Wiedemann und Christopher Voß,  
Vorsitzende DIE LINKE Oder-Spree

Ein weiter so kann es nicht geben!*
Einladung zur Strategiedebatte 2020 in der Partei DIE LINKE

14. Januar 2019 – Projektion am Berliner Karl-Liebknecht-Haus, der Bundesgeschäftsstelle 
der Partei DIE LINKE, zur Ausstellungseröffnung „Karl Liebknecht – Bilder aus seinem Leben“
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* Titel des Bundesausschuss­Beschlusses  
v. 23. 6. 2019, www.die-linke.de/partei/partei-  
struktur/bundesausschuss/bundesausschuss- 
2018-2019/beschluesse-und-erklaerungen
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DOKUmENtIERt

Einladung zur Strategiedebatte 2020 in der Partei DIE LINKE
Liebe Genossinnen und Genossen,  

wir möchten euch einladen, 
mit uns über künftige Herausfor­
derungen und die Strategie un­
serer Partei zu diskutieren. Bitte 
bringt Eure Überlegungen zu Pa­
pier und schickt Sie uns. Gemein­
sam mit euch wollen wir sie auf 
einer Strategiekonferenz diskutie­
ren. Die Wahlergebnisse bei den 
Europawahlen, in Sachsen und 
Brandenburg waren schmerzhaft. 
In Bremen konnten wir Zugewinne 
realisieren, in Thüringen machen 
uns die Umfragen Hoffnungen auf 
einen Wahlerfolg. Bei den Kommu­
nalwahlen überwogen bei wenigen 
Ausnahmen starke Einbrüche. Die­
se Ergebnisse und Tendenzen be­
schäftigen viele Mitglieder unserer 
Partei. Wir müssen Schlüsse dar­
aus ziehen und uns verständigen, 
was zu tun ist. Wir sollten uns also 
versammeln: aus Stadt und Land, 
aus Ost wie West, aus der Basis wie 
aus den Kommunen und Parlamen­
ten – wir, DIE LINKE. 

Linkssein heißt immer über 
den eigenen Tellerrand zu gucken: 
Was die Gesellschaft bewegt, was 
sie verändert und wie wir als Lin­
ke eingreifen können. DIE LINKE 
wächst im Westen, schrumpft aber 
im Osten. In bundesweiten Umfra­
gen haben wir verloren oder stag­
nieren. Andere Parteien werden 
stärker, manche explodieren förm­
lich nach oben oder werden drama­
tisch schwächer. Die Zeit der alten 
klassischen Volksparteien ist vor­
bei. Wir müssen unsere Rolle neu 
bestimmen. Die jüngsten Klima­
streiks brachten das katastropha­
le Versagen der Großen Koalition 
auch für den Klimaschutz auf den 
Tisch. Die kommenden Bundestags­
wahlen werden ein Volksentscheid 
über die Zukunft unseres Landes 
sein mit einer entsprechenden poli­
tischen Polarisierung. Wir müssen 
also unsere Funktion und unseren 
Gebrauchswert klar benennen. 
Darüber und über noch viel mehr 
müssen wir reden. 

Vor diesem Hintergrund müs­
sen wir unser Profil schärfen: Bei 
Einführung der „Agenda 2010“ und 
mit der Wirtschaftskrise ab 2008 
formierten wir uns als Partei der 
linken Alternative zur herrschen­
den Alternativlosigkeit des Neolibe­
ralismus. Wir waren und sind auch 
die Partei, die für Ostinteressen 
und für ein verlässliches Nein zum 
Krieg steht. Wir waren und sind 
der Stachel, der Armut, Ausbeu­
tung und Ausgrenzung immer wie­
der zum Thema macht. Der Kampf 
um soziale Gerechtigkeit mit jenen 
und für all jene, die tagtäglich vom 

Kapitalismus untergebuttert wer­
den, ist das Wesen unserer sozialis­
tischen Partei. Es ist völlig richtig, 
dass Klimakrise und ökologischer 
Umbau zentrale gesellschaftliche 
Fragen von sozialer Gerechtigkeit 
sind. Es ist aber noch längst nicht 
für alle selbstverständlich, dass die 
Klimafrage wie auch die Friedens­
frage eben auch Gerechtigkeits­ 
und Klassenfragen sind. 

Die Gesellschaft ist aufgewühlt 
und neue Klüfte haben sich aufge­
tan. Hetze durchzieht unser Land, 
der Rechtsruck polarisiert. Mehr 
denn je beschäftigt die Menschen 
ihre persönliche Zukunft: die Än­
derungen in der Arbeitswelt, die 
Digitalisierung und die Form des 
Arbeitens, die Klimafrage und der 
damit einhergehende Struktur­
wandel, die Herausforderung der 
weltweiten Migrationsbewegung. 
Uns treiben die sozialen Fragen 
um, wie wir wohnen und wie eine 
gute Bildung für alle möglich ist. 
Die öffentliche Daseinsvorsorge ist 
ausgehungert, spürbar unter ande­
rem in der Pflege und Gesundheits­
versorgung oder beim öffentlichen 
Nahverkehr. Nicht zuletzt ist of­
fensichtlich: Viele grundlegende 
Fragen lassen sich nur noch in­
ternational und kooperativ lösen. 
Wir spüren die Auswirkungen der 
Kämpfe alter und neuer globaler 
Akteure um die Neuordnung inter­
nationaler Einflusssphären. 

Wir fragen euch: 
�� Wie beschreibt ihr den aktu­
ellen gesellschaftlichen Um­
bruch und wie seht ihr hierbei 
unsere Rolle als Partei? 
�� Wie können wir die Gesell­
schaft verändern? Wie ist eure 
Vision, mit der ihr Menschen 
ansprecht? 
�� Wie setzen wir Veränderungen 
durch? Und können wir das – 
mehr oder weniger – mit einer 
Stimme tun? 
�� Wie sieht heute eine realisti­
sche und an die Wurzel der Pro­
bleme gehende linke Politik für 
Klimagerechtigkeit und ande­
res Wirtschaften, für Frieden 
und globale Solidarität aus? 
�� Wie können wir der Verfesti­
gung der gesellschaftlichen 
Rechtsentwicklung und dem 
Erstarken der extremen Rech­
ten entgegenwirken? 

Die gesellschaftlichen Umbrüche 
haben auch Umbrüche in der po­
litischen Öffentlichkeit und der 
Parteienlandschaft zur Folge. Die 
Aufgabe der LINKEN war es und 
sollte es wieder stärker sein, Ver­

bindungen zu stiften und Brücken 
zu bauen. Wir müssen als LINKE 
immer für alle jene da sein, die 
gerne überhört werden. Wir müs­
sen soziale wie kulturelle Spaltun­
gen überwinden – ob zwischen Ost 
und West, prekären und Kernbe­
legschaften, Erwerbslosen und Be­
schäftigten, zwischen Menschen 
unterschiedlicher Herkunft, ver­
schiedenen Geschlechts, mit und 
ohne Behinderung. 

Wir fragen euch: 
�� Wie verbinden wir über die 
Spaltung von Klassen hinweg 
und spielen nicht die einen ge­
gen die anderen (Gruppen, Mi­
lieus, Beschäftigtengruppen) 
aus? 
�� Welche Kämpfe lassen sich in 
den Vordergrund stellen, in 
denen reale und symbolische 
Gemeinsamkeiten deutlich 
werden – ist z. B. die Ausein­
andersetzung um bezahlbares 
Wohnen eine solche? 
�� Wie kann es gelingen, gemein­
sam Ziele zu erreichen und Er­
folge zu organisieren, die einen 
Unterschied im Leben machen? 
Womit habt ihr gute Erfahrun­
gen gemacht (oder schlechte)? 

Die Parteigründung der LlNKEN 
war einer der wenigen Momente 
in der linken Geschichte, der nicht 
durch Spaltung, sondern durch 
Zusammenkommen verschiede­
ner Traditionslinien und linker 
Perspektiven bestimmt war. Die 
Vielstimmigkeit war für uns im­
mer eine Herausforderung und 
sie ist zugleich unsere Stärke und 
unser Stolz – als demokratische 
Sozialist*innen. 

Vor dem Hintergrund von „Agen­
da 2010“ und Wirtschaftskrise hat­
ten wir schnelle Wahlerfolge und 
versuchten beim Aufbau von Ba­
sis und Organisation mitzuhalten. 
In den letzten Jahren haben wir 
uns breiter aufgestellt und in neu­
en Bereichen verankert: mit orga­
nisierenden Projekten in einkom­
mensarmen Nachbarschaften, mit 
Jobcenter­Gesprächsoffensiven, 
mit verstärkter Ansprache von Be­
schäftigten im Niedriglohn, z. B. in 
der Pflege. Wir haben DIE LINKE als 
aktive, eingreifende Mitgliederpar­
tei weiterentwickelt und sind heu­
te auch eine „Partei in Bewegung“. 

Doch zu selten gelingt es uns, 
neuen Mitgliedern längerfristig 
ein politisches Zuhause zu geben. 
Wir sind gewachsen und wir sind 
geschrumpft. Der Osten hat eine 
andere linke Kultur als der Wes­
ten. Die Provinz tickt anders als 

die Großstadt. Wir haben viele jun­
ge Mitglieder gewinnen können 
und haben zugleich auch alte verlo­
ren. Ein linker Stadtverband steht 
oftmals vor anderen Herausforde­
rungen als ein linker Kreisverband 
im ländlichen Raum. Wir sollten 
die Reichhaltigkeit unserer Erfah­
rungen und Hintergründe wieder 
mehr als Stärke linker Politik und 
der LINKEN erkennen. 

Wir fragen euch: 
�� Wie können wir beides sein: 
plural und mit klarem Profil? 
Wo seht ihr Probleme? 
�� Was schlagt ihr vor für die Ver­
ankerung und Stärkung der 
Partei? 
�� Mit welchen Ansätzen und 
Pro jekten habt ihr gute (oder 
schlechte) Erfahrungen ge­
macht, was zieht ihr für 
Schlussfolgerungen daraus? 
Gibt es etwas aus eurer Pra­
xis,  von dem andere lernen 
könnten? 
�� Wie kann das Parteileben 
mehr Spaß am Widerstand ver­
mitteln – auch wenn die Sache 
ernst ist –, wie hättet ihr eure 
LINKE gern? Wie sehen Ver­
sammlungen, Sitzungen, Par­
teitage aus, an denen ihr ger­
ne teilnehmt? Was würdet ihr 
gern ausprobieren? 

Wir laden euch deshalb ein, die 
aufgeworfenen Fragen in eurer 
Parteibasis bzw. mit anderen In­
teressierten zu diskutieren und 
eure Überlegungen bzw. Ideen auf­
zuschreiben und sie uns bis zum 
10. 1. 2020 an die Adresse strategie-
debatte@die-linke.de zu schicken 
(bitte max. 10 000 Zeichen). Ge­
meinsam wollen wir die verschie­
denen strategischen Überlegungen 
diskutieren – vor Ort in den Kreis­
verbänden und auf einer Strategie­
konferenz am 29. 2./1. 3. 2020 in 
Kassel, die konkrete Anregungen 
für den nächsten Parteitag geben 
kann. Dabei wollen wir auf die An­
sätze und Themen der vergange­
nen Jahre zurückblicken – und den 
Blick nach vorn wenden. Schließ­
lich haben wir alle zusammen die 
Pflicht, gesellschaftlich wirkungs­
mächtiger zu werden. 

Mit solidarischen Grüßen
Katja Kipping, Bernd Riexinger 
(Parteivorsitzende), Jörg Schind-
ler (Bundesgeschäftsführer), Ha-
rald Wolf (Bundesschatzmeister)
Berlin, 7. Oktober 2019

Quelle und weitere Infos: https://
strategiedebatte.die-linke.de/start/
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Fürstenwalde

LINKE FRIEDENSPOLItIK – vOR ORt

„Deutsche Waffen, deutsches geld,  
morden mit in aller Welt“
Demonstration gegen den Krieg in Nordsyrien in Fürstenwalde

Am 19. Oktober, zehn Tage nach 
dem Angriff der Türkei, veranstal­
tete DIE LINKE Fürstenwalde mit 
Unterstützung des Kreisvorstandes 
eine Demonstration durch Fürs­
tenwalde, um eine Ende der türki­
schen Invasion in den Kurdenge­
bieten Nordsyriens zu fordern.

Als um 11 Uhr die Auftaktkund­
gebung auf dem Marktplatz be­
gann, konnte der Ortsvorsitzende 
und Anmelder der Demonstra­
tion, Ismail Al­Kayed, etwa 120 
Teilnehmer*innen begrüßen. In 
seiner Rede verurteilte er den An­
griff des NATO­„Partners“ Türkei 
auf Rojava, wie die Kurden ihre au­
tonom verwaltete Region in Syrien 
nennen und schilderte die aktuelle 
Lage vor Ort: Die Aggression ge­
gen die Kurd*innen hatte bereits 
in wenigen Tagen mehreren hun­
dert Menschen das Leben gekostet, 
rund 275 000 Menschen sind auf 
der Flucht, teilweise ist die Trink­
wasser­ und Stromversorgung zu­
sammengebrochen. Zusätzliches 
Chaos stiften Anschläge des durch 
den Krieg wiedererstarkenden so­
genannten Islamischen Staates 
(IS). Mehrere hundert IS­Kämpfer 
konnte auch aus Gefangenenlagern 
ausbrechen, die durch die Kämp­
fe nicht länger durch die kurdi­
sche Miliz YPG gehalten werden 
konnten.

Der Großteil der Teilnehmer*in­
nen wurde durch unsere kurdischen 
Partner*innen mobilisiert, mit de­
nen wir bereits im letzten Frühjahr 
eine Anti­Kriegs­Kundgebung an­

lässlich des türkischen Angriffs auf 
Afrin veranstalteten. Die meisten 
von Ihnen stammen aus Nordsyrien 
und hatten somit einen sehr emo­
tionalen Bezug zu den Geschehen. 
Viele von ihnen denken, dass eine 
Rückkehr in ihre Heimat nun noch­
mals unwahrscheinlicher wird. 

Kurz vor 12 Uhr setzte sich un­
ser Demonstrationszug in Bewe­
gung, der durch die Innenstadt 
Richtung Bahnhof verlief. Die 
Demonstrant*innen forderten auf 
der Straße einen sofortigen Waffen­
stopp an und für harte wirtschaftli­
chen Sanktionen gegen die Türkei, 
um den rücksichtslosen Kriegsher­
ren in Ankara von der Vertreibung 
der Kurden abzuhalten.

Aus unserem Einsatzfahrzeug 
schalten kurdische und deut­

von
Christopher Voß,
Fürstenwalde, Vorsit-
zender DIE LINKE 
Oder-Spree

Fotos: DIE LINKE 
Oder-Spree

sche Friedenslieder und Sprüche 
wie „Biji Rojava“ (Es lebe Pojava), 
„hoch die internationale Solidari­
tät“ und „Deutsche Waffen, deut­
sches Geld, morden mit in aller 
Welt“ wurden skandiert.

Während einer Zwischenkund­
gebung ging der Kreisvorsitzen­
de Christopher Voß auf die Ver­
logenheit des Westens ein, der die 
Kurd*innen zum Abschuss freige­
geben hatte. Die gleichen Kurden, 
die Angela Merkel vor wenige Jah­
ren noch als mutig lobte, die Jesi­
den vor dem IS retteten und die 
Seit an Seit mit der US­Armee ge­
gen Terroristen kämpften.

Gegen 13.20 Uhr endete die De­
monstration am Ottomar­Geschke­ 
Platz.
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aUS DER FR aK tION DIE LINKE Im L aNDtag BR aNDENBURg

Die Fraktion DIE LINKE im 7. Brandenburger 
Landtag

Kathrin Dannenberg

Fraktionsvorsitzende, 
Sprecherin für Bildungs­, 
Sport­ und Minderheiten­
politik

Sebastian Walter

Fraktionsvorsitzender, 
Sprecher für Wirtschafts­
politik, Energiepolitik,  
Digitalisierung und Arbeits­
markt

Thomas Domres

Parlamentarischer Geschäfts­
führer, Sprecher für Umwelt, 
Landwirtschaft und ländli­
che Entwicklung

Marlen Block

Sprecherin für Rechts­ und 
Justizpolitik, Verbraucher­
schutz und den BER

Andreas Büttner

Sprecher für Innenpolitik, 
Europa­ und Entwicklungs­
politik und Religionspolitik

Bettina Fortunato

Sprecherin für Sozial­
politik, Frauen, Familien­ 
und Gleichstellungspolitik, 
 Inklusion und Senioren­
politik

Christian Görke

Sprecher für Infrastruktur, 
Regionalplanung und 
Raumordnung sowie 
Stadtentwicklungs­, Bau­, 
 Wohnungs­ und Verkehrs­
politik

Andrea Johlige

Sprecherin für Kommunal­
politik, Migrations­ und 
 Integrationspolitik sowie  
das Tolerante Brandenburg

Ronny Kretschmer

Sprecher für Haushalts­ und 
Finanzpolitik sowie Gesund­
heits­ und Pflegepolitik

Isabelle Vandre

Sprecherin für Hochschul­, 
Wissenschafts­ und  
Forschungspolitik so­
wie Kinder­, Jugend und 
 Kulturpolitik

Fotos:  
Andrea Johlige – 
DIE LINKE, alle 
weiteren – DIE LIN-
KE/ DiG/Thomas 
Kläber

Weiter Informationen zur Fraktion und ihre aktuelle parlamentarische Arbeit:
�� im Internet: https://www.linksfraktion-brandenburg.de/home/aktuelles/ 
 https://www.linksfraktion-brandenburg.de/publikationen/newsletter/
��bei Facebook: https://www.facebook.com/linksfraktion.brandenburg
��bei Twitter: https://twitter.com/linke_ ltbb
��bei Youtube: https://www.youtube.com/channel/UC1llJzY0Ja4UPDfahaiEWJw
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aUS DER FR aK tION DIE LINKE Im BUNDEStag

väterchen Kaczynski, Karl marx und die PiS
Wahlen in Polen 2019

Von den 30 Millionen wahlberech­
tigten Polinnen und Polen gingen 
am 13. Oktober etwa 18,7 Milli­
onen zur Wahl, eine prozentua­
le Steigerung von 50,9 Prozent auf 
61,7 Prozent. Die polnische Gesell­
schaft ist durch die Regierung der 
Partei Prawo i Sprawiedliwość (PiS) 
hoch politisiert und emotionali­
siert.

Der Sejm
Im Wahlrecht gilt für Parteien 

eine fünf Prozent Hürde, für Wahl­
bündnisse acht Prozent. Nach vier 
Jahren absoluter PiS­Mehrheit un­
ter Führung von Jaroslaw Kaczyn­
ski im Sejm und Senat war das Ziel 
der Opposition, die absolute Mehr­
heit der PiS zu kippen.

Im Sejm hat die PiS wieder 235 
von 460 Sitzen errungen, fünf 
Stimmen mehr als die notwendi­
ge Mehrheit. Im Verhältnis hat sie 
aber um sechs Prozent von 37,6 
Prozent auf 43,6 Prozent zugelegt 
(absolut rund 8 050 000 Stimmen).

Zweitstärkste Kraft ist mit 27,4 
Prozent die Koalicja Obywatelska 
(KO) mit 134 Mandaten (5 060 000 
Stimmen). Sie ist eine Wahlplatt­
form aus der neoliberalen Platfor­
ma Obywatelska (PO), der libera­
len Nowoczesna, der grünen Partei 
Zieloni und der Bewegung für die 
Autonomie Schlesiens.

Um nicht erneut an der acht Pro­
zent Hürde zu scheitern, haben 
sich die sozialdemokratische So­
jusz Lewicy Demokratyczne (SLD), 
die neu gegründete Partei Wiosna 
(Frühling) unter Leitung von Ro­
bert Biadron und Lewica Razem 
(Gemeinsame Linke) zusammenge­
tan. Das Bündnis mit dem Namen 
Lewica (Linke) erzielte 12,6 Pro­
zent und ist mit 49 Mandaten im 
Sejm vertreten. 

Die PSL­K15 zieht mit 30 Sitzen 
in den Sejm ein, eine Verbindung 
aus Bauernpartei Polskie Stron­
nictwo Ludowe und Kukiz 15. Die 
PSL hatte 2015 mit 5,1 Prozent ge­
rade die fünf Prozent Hürde über­
sprungen, Kukiz 15 war mit 8,8 
Prozent drittstärkste Kraft im Sejm. 
In das Bündnis sind auch die wirt­
schaftsliberale Stronnictwo Demo­
kratyczne, die sozialliberale Unia 
Europeiskich Demokratow und 
Slonzoki Razem, eine schlesische 
Partei, eingebunden.

Unter dem Namen Konfederac­
ja Wolność i Niepodległość  (Konfe­
deracja) ist ein rechtsextremer Zu­
sammenschluss aus der ehemaligen 
Partei von Janusz Korwin­Mikke 
und Ruch Narodowy mit 11 Sit­
zen eingezogen. Das Wahlkomitee 
„Deutsche Minderheit“ (Komitet 
Wyborczy Mniejszość Niemiecka) 
ist in der Woiwodschaft Oppeln 
aktiv und hat ein Mandat über ih­
ren Minderheitenstatus.

Der Senat
Im Senat ist die PiS von 61 auf 

48 Mandate gefallen. Mit rund 
8 110 000 Stimmen hat sie jedoch 
absolut 60 000 Stimmen mehr als 
im Sejm. Die PiS hat einen unab­
hängigen Kandidaten unterstützt, 
der eingezogen ist. Das Bündnis 
KO kommt auf 43 Sitze und hat 
drei unabhängige Senatoren bei der 
Wahl unterstützt. Im Vergleich zur 
Sejm­Wahl hat sie fast 1 400 000 
Stimmen mehr bekommen.

Die Listenverbindung PSL­K15 
hat ebenfalls drei Mandate, Lewi­
ca errang lediglich zwei Manda­
te und hat fast 1 400 000 Stimmen 
weniger als in der Sejm­Wahl. Als 
Hauptblöcke stehen sich die PiS 
mit 49 Mandaten und die KO mit 
46 Mandaten gegenüber.

Der PiS-Erfolg
Das Erfolgsrezept der PiS liegt 

in einer Dreiteilung: Demokra­
tiepolitisch Katholisch­Schwarz, 
Wirtschaftspolitisch Gelb, Sozial­
politisch Rot. Der Umbau der De­
mokratie hat Polen zwei Vertrags­
verletzungsverfahren der EU in 
den Bereichen Justiz und Medien 
eingebracht. Aber in den stetigen 
Umbrüchen der Parteienlandschaft 
bietet die PiS politische Stabilität. 
Persönlich gilt Kaczynski in Polen 
als politisch­moralisch integer, die 
PiS steht bislang nicht in Skanda­
len wie die FPÖ in Österreich oder 
Fidesz in Ungarn.

Wirtschaftlich ist die Arbeits­
losigkeit in Polen unter fünf Pro­
zent gesunken, der Aufschwung 
liegt über dem EU­Durchschnitt. 
Sozialpolitisch wurde das monat­
liche Mindesteinkommen durch 
die PiS­Regierung von 1 750 Złoty 
auf 2 000 Złoty erhöht. Der Min­
deststundenlohn liegt jetzt bei 13 
Złoty. Das Rentenalter, was unter 

Donald Tusk für beide Geschlech­
ter auf 67 Jahre angehoben wur­
de, wurde für Männer auf 65 Jah­
re, für Frauen auf 60 Jahre gesenkt. 
Ein Kindergeld von 500 Złoty für 
das zweite Kind und für beson­
ders Bedürftige ab dem ersten Kind 
wurde eingeführt. Ein staatliches 
Wohnungsbauprogramm wurde 
aufgelegt. Eine Steuerfreiheit für 
unter 26­Jährige wurde beschlos­
sen.

Lewica hat Chancen
In einer Umfrage zwei Wochen 

vor den polnischen Wahlen äußer­
te etwa ein Drittel der Befragten 
ihre Sorge vor einem Regierungs­
wechsel, weil dadurch die sozialen 
Errungenschaften der PiS­Regie­
rung wieder zunichte gemacht wer­
den könnten. Vor allem die SLD 
hat nach 1990 die Politik des neoli­
beralen Schocks betrieben und war 
auch nicht von Korruption frei. 
Von der neoliberalen PO wird man 
keine andere Politik erwarten, aber 
für die SLD ist der Vorwurf des 
Klassenverrats nachhaltig. Nach 
dem Zusammenbruch des Realso­
zialismus hat die SLD mit der neo­
liberalen Gesellschaftspolitik zum 
Aufstieg der PiS beigetragen. Mit 
ihrem jetzigen Wahlerfolg hat das 
Bündnis Lewica die Chance, sich 
in den nächsten Jahren politisch 
glaubwürdig neu aufzustellen.

Im Unterschied zur SLD scheint 
der PiS­Vorsitzende Jaroslaw Ka­
czynski den Kommentar von En­
gels über Marx aus dem Sommer 
1877 nicht nur gelesen, sondern 
auch verstanden zu haben:  
„Die Geschichte war zum ersten Mal 
auf ihre wirkliche Grundlage gestellt; 
die handgreifliche, aber bisher total 
übersehene Tatsache, dass die Men-
schen vor allem essen, trinken, wohnen 
und sich kleiden, also arbeiten müssen, 
ehe sie um die Herrschaft streiten, Poli-
tik, Religion, Philosophie usw. treiben 
können – diese handgreifliche Tatsache 
kam jetzt endlich zu ihrem geschicht-
lichen Recht“ (Karl Marx/Friedrich 
Engels­Werke. Band 19, 4. Auflage 
1973, Dietz Verlag, Berlin).  

Wer die Stellung der PiS angrei­
fen will, muss dies auf den Feldern 
des Autoritarismus, der Illiberali­
tät und des Paternalismus tun, aber 
nicht in der Sozialpolitik.

von 
Thomas Nord,
Mitglied des Bundes-
tages, Landesliste 
Brandenburg

Kontakt:
Deutscher Bundes-
tag, Platz der Repu-
blik 1, 11011 Berlin
• Telefon:  
(0 30) 2 27-7 26 75
• Fax:
(0 30) 2 27-7 66 75
• E-Mail:
thomas.nord@ 
bundestag.de
• Internet: https://
thomas-nord.de

Wahlkreisbüro:
Mühlenstraße 15,  
15517 Fürstenwalde,
Glen Dammann,
Tel.: (0 33 61) 34 26 18
Fax: (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: thomas.
nord.ma06@bun-
destag.de

Der Beitrag „Väter-
chen Kaczynski, 
Karl Marx und die 
PiS“ ist im Bundes-
tagsreport (Ausgabe 
13/2019) der Lan-
desgruppe Branden-
burg der Fraktion 
DIE LINKE abge-
druckt. 
Er erscheint am 
Ende jeder Plenar-
woche im Internet 
auf der Seite: www.
dielinke-branden-
burg.de/parlamen-
te/bundestag/. Die 
vier Brandenburger 
Mitglieder der Bun-
destagsfraktion be-
richten darin über 
Schwerpunkte ihrer 
parlamentarischen 
Arbeit.
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1 Pers. 2 Pers. 3 Pers. 4 Pers. 5 Pers.
Beeskow 0,50 5,20 13,60 63,90 46,00
Eisenhüttenstadt 1,00 10,40 5,60 2,70 1,00
Fürstenwalde 35,50 33,80 54,40 80,10 72,00
Erkner, Schön­
eiche, Woltersdorf 35,50 58,50 56,00 34,20 –29,00

Scharmützelsee 11,00 52,80 52,80 41,40 82,00
Steinhöfel, 
Odervorland 10,50 –5,20 64,60 105,30 124,00

Storkow 11,50 27,30 12,80 –3,60 32,00
Friedland, 
Rietz­Neuendorf 11,00 22,10 24,60 60,30 74,00

Fraktion im Kreistag Oder-Spree

LINKE NaCHRICHtEN aUS DEm ODER- SPREE - KREIS

Kosten der Unterkunft
Es gibt neues zu den Kosten der Unterkunft im Landkreis Oder-Spree. 

Nach mehr als einem Jahrzehnt 
„Optionskommune Landkreis 
Oder­Spree“ ist es uns bei der Kon­
stituierung des neu gewählten 
Kreistages im Mai 2019 endlich ge­

lungen, einem Ausschuss des Kreis­
tages die Zuständigkeit für das Job­
center zu geben. So merkwürdig es 
klingt: Für diesen Teil der Verwal­
tung, der einen dreistelligen Millio­
nenbetrag verwaltet, gab es eine sol­
che Zuständigkeit bis dahin nicht.

Zugleich war zur Jahresmitte 
2019 die turnusmäßige Anpassung 
der Werte zur Beurteilung der „An­
gemessenheit“ der Kosten der Un­
terkunft (KdU) fällig. Auch diesen 
Termin hatten wir im Auge. Wegen 
des notwendigen zeitlichen Vor­
laufs hatten wir bereits zum Febru­
ar­Kreistag 2018 nach dem Arbeits­
stand und der Planung zur Lösung 
dieser Aufgabe gefragt. Nach vielen 
Zwischenschritten mussten wir die­

se Anfrage zum September­Kreistag 
2019 wiederholen.

 Anfang Oktober 2019 wurden 
die neuen Werte nun veröffent­
licht. Einer Beurteilung der damit 
geregelten Veränderungen ist ein 
Wort zur Bedeutung dieser Kenn­
zahlen voraus zu schicken.

Es handelt sich hier nicht um 
„Grenzwerte“, bei deren Über­
schreitung darüber hinausgehen­
de Beträge „unangemessen“ sind. 
Es sind vielmehr Richtwerte, bis 
zu denen davon ausgegangen wird, 
dass die KdU bis zu deren Höhe 
angemessen sind. Wo die Kosten 
tatsächlich darüber hinaus gehen, 
ist in jedem Einzelfall zu prüfen, 
ob es sich unter den konkreten Be­Tabelle 1: Veränderung in Euro von 2017 zu 2019

von
Dr. Artur Pech,
Vorsitzender Frak-
tion DIE Linke im 
Kreistag Oder-Spree

Tabelle und Dia-
gramm:  
Dr. Artur Pech

Durchführungsanweisung  
§ 22 SGB II Angemessenheitswerte gültig ab 01.07.2019      

 

 

Größe der 
Bedarfsge-

meinschaft  

VR I  VR II  VR III  VR IV  VR V  VR VI  VR VII  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

Angemessene  
monatliche 

Bruttokaltmiete  

1 Person  360,00 €  360,00 €  322,50 €  321,00 €  333,00 €  323,00 €  315,50 €  

2 Personen  464,75 €  445,90 €  386,75 €  414,05 €  419,90 €  414,05 €  410,15 €  

3 Personen  570,40 €  546,40 €  546,40 €  507,20 €  520,80 €  506,40 €  499,20 €  

4 Personen  639,90 €  657,90 €  614,70 €  570,60 €  585,90 €  569,70 €  561,60 €  

5 Personen  711,00 €  722,00 €  683,00 €  634,00 €  643,00 €  633,00 €  624,00 €  

 
Vergleichsraum I (VR I): Stadt Erkner, Gemeinde Schöneiche bei Berlin, Gemeinde Woltersdorf
Vergleichsraum II (VR II): Stadt Fürstenwalde/Spree
Vergleichsraum III (VR III): Gemeinde Grünheide (Mark); Gemeinde Steinhöfel; Amt Scharmützelsee [Bad Saarow, 

Diensdorf­Radlow, Langewahl, Reichenwalde, Wendisch Rietz]; Amt Spreenhagen [Go­
sen­Neu Zittau, Rauen, Spreenhagen]; Amt Odervorland [Berkenbrück, Briesen (Mark), 
Jacobsdorf]

Vergleichsraum IV (VR IV): Stadt Beeskow
Vergleichsraum V (VR V): Stadt Eisenhüttenstadt
Vergleichsraum VI(VR VI): Stadt Storkow (Mark), Stadt Friedland, Gemeinde Rietz­Neuendorf, Gemeinde Tauche
Vergleichsraum VII (VR VII): Amt Brieskow­Finkenheerd [Brieskow­Finkenheerd, Groß Lindow, Vogelsang, Wiesenau, 

Ziltendorf], Amt Schlaubetal [Grunow­Dammendorf, Mixdorf, Müllrose, Ragow­Merz, 
Schlaubetal, Siehdichum], Amt Neuzelle [Lawitz, Neißemünde, Neuzelle]

Quelle: https://www.landkreis-oder-spree.de/media/custom/2689_849_1.PDF?1503661751,  
https://www.landkreis-oder-spree.de/output/download.php?fid=2689.2760.1.

aus dem Kreistag Oder-Spree
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Diagramm 1: nicht anerkannte KdU je Bedarfsgemeinschaft von 2012 bis 
2018 im Land Brandenburg

dingungen des Einzelfalles den­
noch um angemessene Kosten 
handelt. Wo eine solche Prüfung 
dann zu einem negativen Ergebnis 
kommt, steht den Betroffenen auch 
der Rechtsweg offen. 

Was hat sich nun geändert? Auf­
schluss darüber kann der Vergleich 
der seit 2017 geltenden Werte mit 
den aktuellen von 2019 geben (sie­
he Tabelle 1).

Der Nachvollzug dieser Entwick­
lung ist nicht so einfach, denn mit 
den Jahren hat sich zu Zuordnung 
der Städte und Gemeinden zu den 
sogenannten „Vergleichsräumen“ 
(auch „Marktsegmente“ genannt) 
mehrfach geändert. Ich habe hier 
die Steigerung in Euro berechnet, 
denn auch die „Bedarfsgemein­
schaften“ in „Hartz IV“ müssen in 
Euro zahlen, und nicht in Prozent. 
Und die Bedeutung der Entwick­
lung versteht nur, wer den Hartz­
IV­Regelsatz im Auge hat, der sich 
für alleinstehende Erwachsene ab 
2020 auf 432 Euro belaufen wird. 
Und alles, was über die als „ange­
messen“ anerkannten Kosten der 
Unterkunft hinaus geht, ist aus die­
sem Regelsatz zu bezahlen. 

Wenngleich zur Be­
gründung einzelner 
Daten sicher noch 
Fragen offen blei­
ben, so ist doch fest­
zuhalten: Bundes­
weit sind die Mieten 
seit 2013 um rund 
11 Prozent gestiegen. 
Die Werte zur Beur­
teilung der „Ange­
messenheit“ im LOS 
scheinen sich insge­
samt entsprechend 
zu entwickeln.

Das war jedoch nicht immer so. 
Die Veränderungen werden bei ei­
nem Blick auf die Entwicklung der 
„nicht anerkannten“ Kosten der 
Unterkunft im Landkreis Oder­
Spree deutlich.

Mit bis zu weit über 500 € Diffe­
renz zwischen den tatsächlichen 
und den anerkannten Kosten der 
Unterkunft stach der Landkreis 
Oder­Spree deutlich von den ande­
ren Landkreisen Brandenburgs ab.

Das hat sich geändert. Aktu­
ell werden für unseren Landkreis 
in Brandenburg mit die gerings­

ten Differenzen ausgewiesen (siehe 
Diagramm 1).

Auch wenn bei diesen Verände­
rungen durchaus Probleme bei den 
von der Arbeitsagentur veröffent­
lichten Statistiken zu vermuten 
sind: Diese Veränderung ist posi­
tiv und dürfte auch mit der großen 
Beharrlichkeit unserer Fraktion auf 
diesem Gebiet zu tun haben.

Die Auseinandersetzung mit die­
sen Fragen macht mehr Arbeit, als 
ehrenamtliche Kommunalpolitiker 
eigentlich leisten können: Wir blei­
ben dennoch dran. Wer sonst wür­
de sich darum kümmern?

 � Schöneiche

„Bernauer modell“ zur Sandstraßen-
herstellung wird eingeführt
Mehrheit der Gemeindevertretung setzt beitragsfreie Ausbauoption durch

aus den kommunalen Fraktionen der LINKEN

Die Vorgeschichte
Gegen die Stimmen der 

LINKEN und der Fraktion NF/
GRÜNE/FFW beschloss eine 
Mehrheit der Gemeindevertretung 
am 17. Februar 2016 einen Antrag 
der damaligen Fraktionen CDU/
BBS/FDP und SPD für ein „Stra­
ßenbauprogramm für unbefestigte 
Straßen“. Das Ziel: Bis 2025 sollten 
90 Prozent der sogenannten Sand­
straßen hergestellt werden. Am 7. 
Juni 2017 folgte der Beschluss ei­
ner „Maßnahmenkonzeption für 
die Herstellung unbefestigter An­
lieger­/Erschließungsstraßen“. Dies 
war der Beginn bis heute andauern­
der, kontroverser Diskussionen und 
Anliegerproteste, die ihren vorläufi­
gen Höhepunkt während des Kom­

munalwahlkampfes im Frühjahr 
2019 erreichten. 

Das Problem
Denn die angestrebte Herstellung 

der Sandstraßen sollten – auch ge­
gen die Willen der Mehrheit der 
Anlieger*innen – als Erschließungs­
maßnahmen gemäß §§ 123 bis 135 
Baugesetzbuch (BauGB) durchge­
führt werden. Die Kosten werden 
(laut Erschließungsbeitragssatzung 
der Gemeinde) in diesem Fall zu 
90 Prozent über Anliegerbeiträ­
ge finanziert. Und dass obwohl 
das BauGB bei der Erschließung 
auf Situationen abzielt, in denen 
auf der grünen Wiese neue Bau­
gebiete ausgewiesen werden und 
die Grundstückseigentümer*innen 

von erheblichen Wertsteigerungen 
durch die Umwandlung ihrer Flä­
chen von Acker­ in Bauland profi­
tieren. Das ist bei Bestandsstraßen 
offensichtlich nicht der Fall, zumal 
hier alle Anschlüsse an (Ab­) Was­
ser, Strom, Straßenbeleuchtung 
usw. vorhanden sind. Anträge der 
LINKEN, die Anliegerbeiträge zu 
senken und die Anliegerbeteiligung 
beim Straßenbau zu verbessern, 
wurden in der Gemeindevertretung 
2017 und 2018 abgelehnt.

Die Lösung
DIE LINKE führte am 23. Janu­

ar 2019 einen Informations­ und 
Diskussionsabend in der Kultur­
gießerei durch. Der LINKE Bür­
germeister von Bernau bei Berlin, 

von
von
Fritz R. Viertel, 
Vorsitzender der 
Fraktion DIE LINKE  
in der Gemeindever-
tretung Schöneiche 
bei Berlin

Foto:  
Andreas Winter
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Fraktion in der Gemeindevertretung 
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André Stahl, stellte dort das von 
seiner Stadt entwickelte Modell der 
sogenannten erweiterten Instand­
setzung von Sandstraßen als alter­
native Option zur normgerechten 
Erschließung vor. Dafür müssen 
keine Anliegerbeiträge erhoben 
werden, nur die Grundstückzufahr­
ten sind von den Anlieger*innen 
selbst zu bezahlen. Am 21. März 
2019 beschloss die Gemeindever­
tretung einen Antrag der Fraktion 
DIE LINKE, der den Bürgermeis­
ter beauftragte, einen Vorschlag 
zur Einführung des „Bernauer Mo­
dells“ in Schöneiche vorzulegen.

Das Ergebnis
Im September 2019 stand nun 

die Entscheidung über das künftige 
Verfahren beim Sandstraßenausbau 
auf der Tagesordnung der Gemein­
devertretung. Bürgermeister Ralf 
Steinbrück (SPD) schlug vor, das 

„Bernauer Modell“ abzulehnen und 
mit der systematischen Erschlie­
ßung der Sandstraßen auf Kosten 
der Anlieger*innen fortzufahren. 
Erfolgreich war in der Sitzung am 
30. September 2019 jedoch ein An­
trag der Fraktionen DIE LINKE, 
BBS/FDP/SCHÖN und UBS (12 
Ja­ und 10 Nein­Stimmen). Ge­
gen den heftigen Widerstand von 
SPD, CDU und GRÜNEN setz­
ten die Einreicher die Einführung 
der erweiterten Instandsetzung in 
Schöneiche durch. Aus der Vorlage 
des Bürgermeisters wurden die po­
sitiven Punkte übernommen. Be­
schlossen wurde konkret: 
��Alle Sandstraßen werden auf ihre 
Eignung zur (beitragsfreien) er­
weiterten Instandsetzung geprüft 
und die Anlieger*innen erneut 
befragt. Anschließend entschei­
det die Gemeindevertretung, ob 
die Straße als Instandsetzungs­ 

oder Erschließungsmaßnahme 
hergestellt oder auf eine Baumaß­
nahme gänzlich verzichtet wird.
��Bei (beitragspflichtigen) Erschlie­
ßungsmaßnahmen nach BauGB 
sind der Ausbaustandard und da­
mit zugleich die Kosten für die 
Anlieger*innen so gering wie 
möglich zu halten.
��Bei Stundungen und Ratenzah­
lungen von Anliegerbeiträgen für 
Erschließungsmaßnahmen hat 
die Gemeindeverwaltung alle Er­
messensspielräume zu Gunsten 
der Betroffenen auszuschöpfen.
��Pflastergeldzahlungen aus der 
Zeit vor 1945 können zukünftig 
auf die Beitragszahlung bei Er­
schließungsmaßnahmen ange­
rechnet werden.
��Der Anliegeranteil an den Kos­
ten für Erschließungsmaßnah­
men in Bestandsstraßen wird 
von 90 auf 80 Prozent gesenkt.

gemeindevertretung fordert Erhalt der  
Regine-Hildebrandt-Schule in Erkner
In ihrer Sitzung am 25. September 
beschloss die Schöneicher Gemein­
devertretung einstimmig einen An­
trag der Fraktion DIE LINKE und 
fordert damit in einer Erklärung 
den Erhalt der Regine­Hildebrandt­
Schule für Kinder mit besonderem 
Förderbedarf in Erkner. Diese For­
derung richtet sich an den Landrat 
sowie den Kreistag, die derzeit über 
eine Schließung des Standortes zu 
Gunsten eines Neubaus in Fürs­

tenwalde beraten. In der Erklärung 
heißt es: „Investitionen am Standort 
Fürstenwalde sind dringend erforder-
lich, dürfen jedoch keine Schließung des 
Standortes Erkner nach sich ziehen. 
Dies hätte einschneidende Konsequen-
zen für die Schülerinnen und Schüler 
aus der Gemeinde Schöneiche bei Ber-
lin und den anderen Gemeinden des 
westlichen Landkreises Oder-Spree. Be-
reits heute sind für sie teilweise Fahrt-
zeiten von bis zu 1,5 Stunden je Stre-

cke zu verzeichnen. […] Der Erhalt des 
Standortes Erkner […] ist für die Kin-
der mit dem höchsten Betreuungs- und 
Förderbedarf sowie ihre Familien aus 
unserer und den Nachbargemeinden 
[…] von außerordentlicher Bedeutung 
für eine gute Bildungs- und Lebensqua-
lität. Die Gemeindevertretung Schö-
neiche bei Berlin fordert deshalb den 
Landkreis Oder-Spree auf, den Stand-
ort Erkner der ‚Regine-Hildebrandt-
Schule‘ dauerhaft zu erhalten.“

mehr preiswerte mietwohnungen an der  
Berliner Straße abgelehnt
Am 30. Sept. beriet die Gemeinde­
vertretung erneut über den Bebau­
ungsplan für die Brachfläche nörd­
lich der Berliner Straße. Dort soll 
der Sportplatz erweitert werden und 
ein Wohngebiet entstehen. Obwohl 
das Areal eine der wenigen Freiflä­
chen im Ort ist, wo mit Fördermit­
teln des Landes preiswerte Miet­
wohnungen gebaut werden könn­
ten, sind mehr als zwei Drittel für 
Ein­ und Zweifamilienhäuser vor­
gesehen. Der Bodenrichtwert liegt 
dort aktuell bei 130 E/m² – weit ent­
fernt von bezahlbarem Wohnraum 
für Menschen mittlerer und unterer 
Einkommensgruppen. Lediglich ein 
kleiner Teil an der Berliner Straße 
ist im Bebauungsplanentwurf für 

kommunalen Sozialwohnungsbau 
vorgesehen. Ein Tropfen auf den 
heißen Stein angesichts des sich seit 
Jahren verschärfenden Mangels an 
preiswerten Mietwohnungen. DIE 
LINKE hatte deshalb am Beginn 
des Planungsverfahrens vorgeschla­
gen, das gesamte Wohngebiet für 
Mietwohnungen mit einem Sozial­
wohnungsanteil von 30 bis 50 Pro­
zent festzulegen. Das fand keine 
Mehrheit. Heraus kam lediglich die 
bestehende Alibi­Lösung.

Im Frühjahr 2019 tönten alle Par­
teien im Kommunalwahlkampf 
– besonders SPD und CDU –, sie 
wollten sich für mehr bezahlbaren 
Wohnraum einsetzen. DIE LINKE 
stellte nun den Antrag, im Bebau­

ungsplan wenigstens ein Drittel der 
Wohngebietsfläche für preiswerten 
Mietwohnungsbau zu reservieren. 
Wie ernst sie ihre Wahlversprechen 
nehmen, stellten Christ­ und Sozi­
aldemokraten eindrucksvoll unter 
Beweis: Man sei zwar grundsätzlich 
für sozialen Wohnungsbau, aber 
nicht hier und nicht in diesem Um­
fang. Wo und wann denn dann? 
Darauf blieben sie (wieder einmal) 
eine Antwort schuldig. Unser An­
trag wurde entsprechend mit den 
Stimmen von CDU, SPD, GRÜ­
NEN und Schöneicher Liste abge­
lehnt. Dafür stimmten neben der 
LINKEN das Bürgerbündnis und 
die Unabhängigen Bürger ( Ja 9,  
Nein 10, Enthaltungen 3).
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aus den Basisorganisationen der LINKEN

 � grünheide (mark)

DIE LINKE grünheide und das Schweigen  
der Lämmer 
Nach den bisherigen katastropha­
len Wahlergebnissen der LINKEN 
in diesem Jahr halte ich es für die 
erste Pflicht, darüber tief nachzu­
denken und richtige Schlüsse zu 
ziehen. Was redet uns aber unsere 
Parteispitze ein? Bitte keine Debat­
te vor den Wahlen in Thüringen 
und Hamburg. Niemand über­
nimmt Verantwortung für diese 
Wahldebakel, wie es einige andere 
Parteien vorgemacht haben. Die­
ses Schweigen unserer Spitzenfunk­
tionäre erinnert mich sehr an den 
Herbst 1989, als das Politbüro wie 
auch das ZK der SED sprach­ und 
widerstandslos den Untergang der 
DDR beschleunigten. 

Wir Grünheider LINKEN 
schweigen nicht! Wir haben trotz 
des schmerzhaften Verlustes von 
drei unserer erfahrensten und en­
gagiertesten Genossen in diesem 
Jahr erfolgreich in den Wahlkämp­
fen bestanden und unsere Positio­
nen nicht nur behauptet, sondern 
teilweise sogar ausgebaut. Das ge­
lang, weil wir auf unsere Jugend 
bauten, sie integrierte und Verant­
wortung übernehmen ließ. So ist 
Genosse Tobias Thieme nicht nur 
der Vorsitzende unserer Basisorga­
nisation und Fraktionsvorsitzen­
der der LINKEN in der Gemeinde­
vertretung, sondern auch Mitglied 
des Kreistages. Tobias bekam bei 
der letzten Kommunalwahl mit 
Abstand die meisten Stimmen al­
ler Kandidaten, was uns sehr stolz 
macht. An seiner Seite im Vorstand 
der Basisorganisation und in der 
Fraktion sind ebenfalls zwei junge 
Genossen, Daniel Geithe und An­
dré Güttler. Darüber hinaus haben 
wir sechs jüngere parteilose Bürger 
für uns gewonnen, die sehr aktiv 
und bürgernah in den Ortsteilen 
unserer Großgemeinde arbeiten. 
Nur so gelang es uns, auch bei den 
Bürgermeisterwahlen den engagier­
ten Amtsinhaber Arne Christiani 
wieder im Amt zu bestätigen und 
einen Rechtsruck – wie anderswo – 
zu vereiteln. 

Worin sehe ich die Fehler unse­
rer Partei? 

��Sie ist nicht mehr die Stimme 
des Ostens und wird anderer­
seits auch nicht mehr als wich­
tigstes Sprachrohr der abgehäng­
ten Schichten und Regionen 
gesehen. Die Westausdehnung 
der Partei als Hauptziel hat sich 
nicht bewährt. 
��Sie ist den anderen Parteien im­
mer ähnlicher geworden und im 
System des Kapitalismus ange­
kommen. Sie hat ihre Stimme 
des politischen Protestes gegen 
Imperialismus, seine sozialen 
Grausamkeiten und seine Kriegs­
politik verloren und wird von der 
Bevölkerung nicht mehr wahrge­
nommen. Wer Klassenkampf so 
versteht, dass man bei der Deut­
schen Bahn die 1. Klasse für alle 
Reisenden öffnet, ist wohl in sei­
ner Funktion fehl am Platz. 
��Die Übernahme von Regie­
rungsverantwortung bedeutet 
für mich Stabilisierung dieses 
Systems. Niemand stellt die Sys­
tem­ und Eigentumsfrage, aber 
die Eckpunkte bundesdeutscher 
Staatsräson (Schuldenbremse, 
Totalitarismus, Sozialpartner­
schaft, Verklärung der bürgerli­
chen Demokratie, Kriminalisie­
rung der DDR, USA­Hörigkeit, 
Verteufelung von Russland, Chi­
na, Kuba, Venezuela …) wird ak­
zeptiert. So geht die Glaubwür­
digkeit unserer Partei endgültig 
den Bach runter und macht den 
Weg zu einer echten Oppositi­
onspartei unumkehrbar. 
��Die mangelnde Bereitschaft der 
Führung unserer Partei, eine ehr­
liche und offene Debatte über 
die Fehler und Ursachen der 
Wahlniederlagen zu führen, hat 
auch mit der Herausbildung bü­
rokratischer Strukturen und ei­
ner gewissen Sozialschicht zu 
tun, die von der Partei lebt und 
nur an der Fortführung der Par­
tei in der jetzigen Existenz in­
teressiert ist. Die existentielle 
Abhängigkeit von finanziellen 
Zuschüssen und dem Angebot 
vielfältiger Karrieremöglichkei­
ten hat DIE LINKE in eine ver­

staatlichte, systemkonforme Op­
positionspartei verwandelt. 
��Angesichts der Tatsache, dass 
der deutsche Imperialismus nun 
zwei Standbeine gewonnen hat 
(CDU/CSU und AfD), ist es 
notwendiger denn je, dass unse­
re Partei eine neue Strategie ver­
folgt, den Aufbau politischer, 
gewerkschaftlicher und geistig­
kultureller Gegenmacht. Der 
Kampf um soziale Verbesserun­
gen und eine friedliche Außen­
politik sowie das sich Kümmern 
um die Sorgen und Nöte der Bür­
ger muss wieder in den Mittel­
punkt gerückt werden. Die größ­
te Gefahr für den Klimawandel 
geht von den Kriegen, den Waf­
fenlieferungen und Waffentests 
sowie Großmanövern aus. 
��Angesichts der gegenwärtig sta­
bilen Kapitalherrschaft brauchen 
die Lohnabhängigen und weiter 
abhängig Arbeitenden eine lin­
ke marxistische Partei mit Mas­
seneinfluss, eine kämpferische 
sozialistische Partei. Sie steht in 
schärfster Opposition zum Ka­
pitalismus und seinen Regieren­
den sowie zur Zerstörung von 
Natur und Umwelt. Sie klagt die 
USA und NATO der Kriegstrei­
berei gegen Russland und China 
an und stellt in den politischen 
Kämpfen permanent die Eigen­
tums­, Macht­ und Systemfrage. 

Mein letzter Gedanke: 
Zurück zu Marx und Lenin! 

von
Uwe Zander, 
Basisorganisation 
Grünheide (Mark)

Zeichnung: Klaus Stuttmann
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Fidel Castro auf der UNO-Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro
Rede des Comandante en Jefe, Fidel Castro Ruz, erster Sekretär des Zentralkomitees der kommunistischen Partei Kubas und  
Präsident des Staats- und Ministerrats, auf der UNO-Konferenz über Umwelt und Entwicklung, gehalten am 12. Juni 1992,  
„Jahr 34 der Revolution“, in Rio de Janeiro, Brasilien

Geehrter Präsident Brasiliens, 
Herr Fernando Collor de Mello;
Geehrter Generalsekretär der 
UNO, Herr Butros Ghali;
Exzellenzen

Eine bedeutende biologische Gat­
tung ist aufgrund der schnellen 
und progressiven Beseitigung ih­
rer natürlichen Lebensbedingun­
gen vom Aussterben bedroht: der 
Mensch.

Wir werden uns jetzt dieses 
Problems bewusst, wo es fast 
zu spät ist, es zu verhindern. Es 
muss darauf verwiesen werden, 
dass die Konsumgesellschaften 
die Hauptverantwortlichen für 
die grausame Vernichtung der 
Umwelt sind. Sie entstanden aus 
den ehemaligen Kolonialmetro­
polen und der imperialen Poli­
tik, die die Rückständigkeit und 
die Armut verursachte, welche 

heute die immense Mehrheit der 
Menschheit geißeln. Obwohl nur 
20 Prozent der Weltbevölkerung 
in ihnen leben, verbrauchen sie 
zwei Drittel des Metalls und drei 
Viertel der Energie, die auf der 
Welt erzeugt wird. Sie haben die 
Meere und Flüsse vergiftet, die 
Luft verschmutzt, die Ozonschicht 
geschwächt und Löcher in ihr ent­
stehen lassen, haben die Atmo­
sphäre mit Gasen angereichert, 
die die klimatischen Bedingun­
gen beeinträchtigen, was katas­
trophale Auswirkungen hat, die 
wir schon zu spüren beginnen.

Die Wälder verschwinden, die 
Wüsten weiten sich aus, Milliar­
den Tonnen fruchtbarer Erde en­
den jährlich im Meer. Zahlreiche 
Arten sterben aus. Der aus dem 
Bevölkerungszuwachs resultie­
rende Druck und die Armut führ­
ten zu verzweifelten Maßnah­
men, um selbst auf Kosten der 
Natur das Überleben zu sichern. 
Man kann dafür nicht die Län­
der der Dritten Welt beschuldi­
gen, die gestern Kolonien waren 
und heute durch die ungerechte 
Weltwirtschaftsordnung ausge­
beutete und ausgeplünderte Na­
tionen sind.

Die Lösung kann nicht sein, 
die Entwicklung jener zu verhin­
dern, die sie am meisten brau­
chen. Wahr ist, dass alles, was 
heute zur Unterentwicklung und 
zur Armut beiträgt, offenkundig 
die Ökologie beeinträchtigt. Zig 
Millionen Männer, Frauen und 
Kinder sterben jährlich in der 
Dritten Welt infolge dessen, mehr 
als in den beiden Weltkriegen. 
Der ungleiche Austausch, der Pro­
tektionismus und die Auslands­
verschuldung greifen die Ökolo­
gie an und fördern die Zerstörung 
der Umwelt.

Wenn man die Menschheit vor 
der Selbstzerstörung retten will, 
müssen die Reichtümer und die 
verfügbaren Technologien des 
Planeten besser verteilt werden. 
Weniger Luxus und weniger Ver­
schwendung in einigen wenigen 
Ländern, damit weniger Armut 
und weniger Hunger in großen 
Teilen der Erde herrscht. Kein 
Transfer von umweltzerstören­
den Lebensstilen und Konsum­
gewohnheiten mehr in die Drit­
te Welt. Das menschliche Leben 
muss rationaler werden. Eine ge­
rechte internationale Wirtschafts­
ordnung muss durchgesetzt 

werden. Alle notwendigen wis­
senschaftlichen Forschungen sol­
len für eine nachhaltige Entwick­
lung ohne Umweltverschmutzung 
eingesetzt werden. Es soll der 
Hunger verschwinden und nicht 
der Mensch.

Jetzt ist die angebliche Bedro­
hung durch den Kommunismus 
nicht mehr da, und es bleiben kei­
ne Vorwände für kalten Krieg, 
Wettrüsten und Militärausgaben. 
Was hindert daran, diese Mittel 
sofort einzusetzen, um die Ent­
wicklung der Dritten Welt zu för­
dern und die Gefahr der ökologi­
schen Zerstörung des Planeten zu 
bekämpfen? Schluss mit dem Ego­
ismus, Schluss mit dem Vorherr­
schaftsbestreben, Schluss mit 
der Gefühllosigkeit, der Unver­
antwortlichkeit und dem Betrug. 
Morgen wird es zu spät sein für 
das, was wir schon lange gemacht 
haben müssten.

Danke.

Quellen 
Text: http://fidelcastroarchiv.

blogspot.com/1992/
Foto:  UN / Michos Tzovaras

atomwaffen und Klimawandelvon 
Dr. Carlos Umaña,  
Costa Rica,
Arzt und Überset-
zer, ist Mitglied von 
ICAN (Internatio-
nale Kampagne zur 
Abschaffung von 
Atomwaffen) und 
regionaler Vizeprä-
sident für Latein-
amerika von IPPNW 
(Internationale Ärz-
te für die Verhütung 
des Atomkrieges, 
Ärzte in sozialer 
Verantwortung e. V.), 
einer der Organisa-
tionen, die sich seit 
Jahrzehnten für die 
nukleare Abrüstung 
einsetzt.

Das Leben auf der Erde wird kon­
frontiert mit zwei existenziellen 
Gefahren: Der Klimakrise und den 
Atomwaffen. Beide Gefahren sind 
eng miteinander verbunden und 
begünstigen sich gegenseitig. An­
gesichts einer brennenden Welt 
würde man davon ausgehen, dass 
die Klimakrise nun nicht einmal 
mehr von den hartnäckigsten Ver­
leumdern ignoriert werden kann. 
Nichtdestotrotz ignoriert die gro­
ße Mehrheit die Tatsache, dass die 
aktuelle Situation einen Atomkrieg 
immer wahrscheinlicher macht und 
dass eine nukleare Abrüstung nun 
wichtiger denn je ist.

Klima und die nuklearen Konse-
quenzen

Laut dem Bericht „De Ojivas a 
Molinos“[1] von Amerikas Agen­
tur für Umweltschutz [2] beliefen 

sich die Kosten, die durch Klima­
katastrophen verursacht wurden, in 
Amerika allein 2018 auf 400 Mil­
liarden Dollar. Schätzungen nach 
zu urteilen werden diese bis 2050 
auf drei Billionen ansteigen. Die 
Kosten der Luftverschmutzung, 
die jährlich durch die Verbrennung 
von fossilen Brennstoffen hervor­
gerufen werden, belaufen sich Prog­
nosen zufolge auf rund 176 Milliar­
den Dollar pro Jahr und werden bis 
2050 insgesamt auf 5,2 Billionen 
ansteigen.

Die Investition in grüne Tech­
nologien ist nun auf der ganzen 
Welt essentiell, insbesondere in 
den Ländern, die am meisten zur 
Umweltverschmutzung beitragen. 
Gerade weil die direkten und indi­
rekten Kosten der Umweltschäden 
immens sind, wird klar, dass das 
Kosten­Nutzen­Verhältnis grüner 

Technologien hoch ist. Dennoch 
rührt die politische Kurzsichtig­
keit und die konsequente Dema­
gogie vom Stillstand der Mehrheit 
der Politiker her. Tatsächlich wer­
den viele politische Ressourcen 
und wissenschaftliches Talent, die 
zur ökologischen Innovation drin­
gend gebraucht werden, für die 
Entwicklung nuklearer Aufrüstung 
verschwendet. Auf diese Weise wird 
gegen das Leben auf unserem Pla­
neten vorgegangen, statt alarmie­
rende Probleme auf eben diesem zu 
lösen.

Insbesondere die nuklearen Waf­
fen sind aus militärischer und poli­
tischer Sicht obsolet und selbstmör­
derisch. Der mangelnde Weitblick 
dieser Rüstungslaune ist sehr kost­
spielig, da nukleare Waffen in ihrer 
Erhaltung sehr teuer sind: Die ak­
tuelle Investition in nukleare Waf­
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fen liegt bei 126 Milliarden Dollar 
pro Jahr und nimmt weiter zu. 

Das Risiko eines Atomkrieges
Die Klimakrise begünstigt einen 

Atomkrieg. Der Zeiger der Weltun­
tergangsuhr, eine symbolische Uhr, 
die das Risiko einer kompletten 
Zerstörung durch einen Atomkrieg 
misst, steht aktuell zwei Minuten 
vor Mitternacht und verzeichnet 
somit das höchste Risiko seit 1947. 
Dies lässt sich primär auf drei Fak­
toren zurückführen: 
1. auf die instabile politische 

Führung in den Nuklearstaa­
ten, 

2. auf das große Risiko einer un­
gewollten nuklearen Detona­
tion durch Ciberterrorismus. 
Dieses Risiko wird durch die 
zunehmende Abhängigkeit 
von automatisierten Systemen 
überhaupt erst ermöglicht,

3. auf den Klimawandel.

Der Klimawandel vervielfacht die 
Wahrscheinlichkeit kriegerischer 
Auseinandersetzungen aufgrund 
von Ressourcen, Trinkwasser und 
Lebensmitteln und erhöht den 
Druck der Migration. Der politi­
sche Kollaps hingegen führt dazu, 
dass extremistische Führer die Kon­
trolle über nukleare Waffen er­
langen. Somit ist das Risiko eines 
Atomkrieges in Regionen mit poli­
tischer Spannung höher.

Die Auswirkungen nuklearer Waf-
fen auf die Umwelt

Insbesondere jetzt in diesen 
Zeiten kann eine einzige nuklea­
re Detonation einen signifikanten 
und irreparablen Umweltschaden 
auslösen.

Einerseits löst eine nukleare De­
tonation einen elektromagneti­
schen Puls (Abkürzung EMP im 
Englischen) aus. So kann ein ein­
ziger EMP in großer Höhe – ohne 
dass die nukleare Bombe sonder­
lich stark sein muss – alle elektri­
schen Systeme auf einem Konti­
nent ausfallen lassen. Ungeachtet 
ob dieser EMP in Nordamerika 
oder Europa ausgelöst wird. Der 
EMP hätte massive Auswirkungen 
auf das elektrische Netz, auf die 
Kommunikation, auf Autos und 
Krankenwagen und würde das zi­
viliserte Leben wie wir es kennen 
komplett verändern. Gleichzeitig 
würde ein EMP mehrere Dutzend 
nukleare Explosionen in Atom­
kraftwerken auslösen. Denken wir 
einen Moment an den Schaden, 

der durch nur einen nuklearen Un­
fall ausgelöst wird: Die Welt lei­
det immer noch unter den Folgen 
des nuklearen Unfalls in Fukushi­
ma 2011 – und dass bei nur einem 
Atomkraftwerk. Multiplizieren wir 
die Folgen von Fukushima nun 
um einige Dutzend und wir haben 
das Ergebnis mehrerer nuklearer 
Unfälle. Wir können schon lange 
nicht mehr nur von Hypothesen 
sprechen. Vor Kurzem drohte be­
reits Kim Jong Un Amerika wohl­
wissend, dass das nordkoreanische 
Waffenarsenal, ein winziger Bruch­
teil des amerikanischen Arsenals, 
ausreicht, um das Leben für den 
gesamten Subkontinent von Nord­
amerika zu verändern.

Andererseits hätte die Nutzung 
von nuklearen Waffen, wenn auch 
begrenzt, katastrophale klimatische 
Konsequenzen. 2012 wurde eine 
prospektive Studie [3] zu einem 
Krieg zwischen Indien und Pakis­
tan, beides nukleare Staaten die im 
Konflikt miteinander stehen, veröf­
fentlicht. Mit bereits 100 Bomben, 
die die Größe derer aus Hiroshima 
haben und weniger als 0,5 Prozent 
des globalen Waffenarsenals reprä­
sentieren, wäre die katastrophale 
Auswirkung nicht nur lokal und 
regional sondern auch global. Die 
Ozonschicht würde zerstört wer­

den – was wiederum eine Auswir­
kung auf das Leben derjenigen hat, 
die von ihr abhängen. Das Klima 
würde sich so stark verändern, dass 
sich die Erntezeiten der gängigen 
Getreidesorten von der viele Be­
völkerungen abhängen reduzieren 
würden. Diese Verringerung der 
Erntezeiten würde eine Hungers­
not auslösen, die zwei Millionen 
Menschen auf der ganzen Welt ins­
besondere im Süden töten würde. 
Dieser Nahrungsmangel würde wie­
derum mehr Konflikte schüren, die 
wiederum eine Steigerung der Nut­
zung nuklearer Waffen nach sich 
ziehen würden. Betrachtet man das 
Gesamtbild, so wird klar, dass ein 
nuklearer Krieg Zerstörung in ei­
nem Ausmaß anrichten würde, das 
für uns nur schwer vorstellbar ist. 
Ein nuklearer Krieg würde mit dem 
Tod von Milliarden von Menschen, 
einer radioaktiven Kontamination 
riesiger Gebiete und einem nuklea­
ren Winter, der unsere Zivilisation 
zerstört und möglicherweise sogar 
unsere Spezies einhergehen.

Lösungen
Die Lösung für den Klimawan­

del muss eine nukleare Abrüstung 
beinhalten. Die nuklearen Waffen 
stellen inakzeptable Risiken dar 
und untergraben die Fundamen­
te der internationalen Kooperation 
und den guten sowie essentiellen 
Willen globale Krisen zu lösen.

Um die Klimakrise zu lindern 
bedarf es dem Einsatz von massi­
ven Ressourcen. Ein großer Teil 
dieser Kapitalinvestition könnte 
direkt durch die Vielzahl an Res­
sourcen getilgt werden, die bei der 
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1. Juni 2019 – INF-Aktionstag „Reden statt rüsten“, in Hamburg wird wie in mehr als einem dutzend 
deutschen Städten für atomare Abrüstung demonstriert. Bildquelle: ICAN Germany
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Systemwechsel

gesellschaft ohne Wachstum
Eine ökologische Wende wird erst möglich, wenn wir andere Vorstellungen von einem guten Leben entwickeln. Durchsetzen lässt es 
sich nur dann, wenn man gleichzeitig die Machtverhältnisse in den kapitalistischen Gesellschaften angreift.
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nuklearen Abrüstung frei werden. 
Statt sich mit nuklearen Waffen 
zu beschäftigen könnten die wis­
senschaftlichen Talente und poli­
tischen Ressourcen für die Suche 
nach ökologischen Innovationen 
genutzt werden.

Weiterhin muss die Klimakri­
se und die nuklearen Waffen be­
treffend die ganze internationale 
Gemeinschaft mobilisiert wer­
den. Es ist notwendig die Kraft der 
Menschheit zu kanalisieren, um 
eine Kultur des Friedens zu bilden 
und das multilaterale System zu 
stärken.

Ja, natürlich sehen wir, wie bila­
terale Vereinbarungen kolabieren 
(wie auch die zwischen den nuk­
learen Kräften Amerikas und der 
russischen Föderation). So gese­
hen, befinden wir uns auch mit­
ten in einem Paradigmenwechsel in 
dem das Prestige eines Landes nicht 
länger von der militärischen oder 
wirtschaftlichen Macht ausgeht, 

sondern von ihrer Dialogfähig­
keit Vereinbarungen zu treffen und 
Frieden zu stiften. Das Friedens­
abkommen zum Verbot nuklearer 
Waffen (TPAN), das in der UNO 
im Juli 2017 mit 122 Ländern ge­
schlossen wurde, ist das Ergebnis 
dieses Wechsels. Das Aufsetzen die­
ses Abkommens bedurfte mehrerer 
politischer Schritte, die die Koope­
ration vieler Nationen beinhalte­
te. Dabei war dessen Verhandlung 
komplett konstruktiv und partizi­
pativ und integrierte Experten der 
zivilen Gesellschaft auf eine Art, 
die zuvor in einem Prozess dieser 
Art noch nie da gewesen war. Die 
Universalisierung und Umsetzung 
des Abkommens zum Verbot nuk­
learer Waffen (TPAN) werden das 
multilaterale System stärken, den 
Glauben an die Wissenschaft erhö­
hen und die internationale Diplo­
matie fördern – alles unabdingba­
re Elemente im Kampf gegen den 
Klimawandel. Des Weiteren müs­

sen die Unterschrift und Ratifizie­
rung des Abkommens als wichtige 
Schritte im Rahmen der Klimakri­
se betrachtet werden.

Die Zeit der Rhetorik ist zu 
Ende. Angesichts dieses existenziel­
len Binoms steht die Menschheit 
am Scheideweg: Entweder wir ha­
ben Erfolg oder wir zerstören uns 
selbst. Mehr als jemals zuvor benö­
tigt die Welt Dialog, pragmatische 
Führer, die dazu bereit sind muti­
ge Entscheidungen zu treffen und 
konstruktive Politik einzuführen. 
Es ist obligatorisch dem Frieden 
eine Chance zu geben.

[1] http://www.nuclearban.us/
w2w/
[2] https://www.yaleclimatecon­
nections.org/2019/04/climate­
change­could­cost­u­s­economy­
billions/
[3] Nuclear Famine: https://www.
ippnw.org/nuclear­famine.html

Auf Facebook teilte ein Bekann­
ter unlängst das Foto eines Zei­
tungsartikels. Das Erstaunliche 
daran war nicht der Inhalt, son­
dern das Datum. Der Artikel, in 
dem es hieß, die CO²­Emissionen 
müssten drastisch reduziert wer­
den, stammte aus den späten acht­
ziger Jahren. Damals lag der glo­
bale Kohlendioxidausstoß bei 22 
Milliarden Tonnen jährlich. Seit­
dem hat sich der jährliche Aus­
stoß auf 37 Milliarden schon fast 
verdoppelt.

Kaum etwas empört Aktivist*­
innen der „Fridays for Future“­Be­
wegung so sehr wie das „Versagen 
der Politik“ in der Klimafrage. Ob­
wohl auf internationalen Konfe­
renzen seit 1992 Beschlüsse ge­
fasst werden, ist nichts passiert. 
Die Treibhausgasemissionen stei­
gen weiter, der Kipppunkt, an dem 
sich der Klimawandel selbst ver­
stärkt, rückt näher. Woran liegt 
es also, dass auf Ankündigungen 
keine entsprechende Politik folgt?

Wettbewerbsvorteil Öl
Der mit Abstand größte Teil 

der CO²­Emissionen entsteht beim 
Verbrennen fossiler Energieträ­

ger. Dass bei der Stromerzeugung, 
beim Heizen, im Verkehr und bei 
der Industrie weiterhin unge­
bremst fossile Brennstoffe ver­
wendet werden, hat einen simplen 
Grund: Kohle, Öl und Erdgas ha­
ben nicht nur eine hohe Energie­
dichte, sie stehen auch „billig“ zur 
Verfügung. Denn die Natur hat 
den Prozess der Energiespeiche­
rung, bei der Sonnenenergie in 
Kohlenstoffe umgewandelt wird, 
vor Millionen von Jahren für uns 
erledigt.

Der Berliner Politikwissen­
schaftler Elmar Altvater, der sich 
seit den sechziger Jahren mit Um­
weltfragen beschäftigte und bis 
zu seinem Tod 2018 regelmäßig 
für die „WOZ“ (WOZ Die Wochen­
zeitung“, Schweiz, Red.) schrieb, 
betonte immer wieder, dass sich 
die industrielle Moderne ohne 
fossile Energieträger nie heraus­
gebildet hätte. Altvater sprach in 
diesem Sinne von einer „trinitari­
schen Kongruenz“, also von drei 
sich überlagernden Entwicklun­
gen: erstens der Herausbildung ei­
ner Rationalität, die die Natur als 
unerschöpflichen, auszubeutenden 
Rohstoff betrachtet; zweitens der 

Durchsetzung kapitalistischer For­
men, durch die die Wertmehrung 
zum Maß aller Dinge wird; und 
drittens der Verfügbarkeit fossiler 
Brennstoffe.

Eine Veränderung der energe­
tischen Grundlage, so Altvater, 
würde die gesamte Verbindung in­
frage stellen. Denn der Motor der 
Moderne sei die Steigerung der Ar­
beitsproduktivität, die es erlaubt, 
dieselbe Menge an Gütern mit im­
mer weniger Arbeit herzustellen. 
Diese Produktivitätssteigerungen 
beruhen darauf, dass Maschinen 
die menschliche Arbeit ersetzen. 
Hierfür braucht es Energie, die die 
Maschinen in Gang hält.

Tatsächlich war die Weltwirt­
schaft über Jahr­
tausende eher 
s t at i s ch .  D ie 
Zeit der hohen 
Wach s t u m sr a ­
ten begann erst 
im 19. Jahrhun­
dert, als Energie­
träger – zunächst 
vor allem Holz 
und Kohle – die 
Dampfmaschinen 
in Gang setzten.

Nun lassen sich mit Sonne 
und Wind heute auch Maschinen 
betreiben. Doch Altvater wurde 
nicht müde zu betonen, dass dies 
nicht ohne Folgen auf Wachstum 
und Gewinne bleiben werde. Fos­
sile Energie sei nämlich „dichter 
als die biogenen, solaren Energien 
und (hat) in aller Regel einen hö­
heren Energy Return on Energy In­
vested“. Anders ausgedrückt: Das 
Verhältnis zwischen eingesetzter 
und gewonnener Energie ist bei 
fossilen Brennstoffen besser. Wer 
andere Energien einsetzt, hat ei­
nen Wettbewerbsnachteil. Würde 
insgesamt auf erneuerbare Ener­
gien umgestellt, ginge das Wachs­
tum zurück.

Quelle: https://
www.oekologi-
sche-plattform.
de/2019/09/atom-
waffen-und-klima-
wandel/
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Wenn im Kampf gegen die Erd­
erwärmung seit Ende der achtzi­
ger Jahre nichts passiert ist, dann 
liegt das also daran, dass wir es 
nicht mit einer einfachen Umstel­
lung der Energieproduktion, son­
dern mit einem Systemwechsel zu 
tun haben. Dieser würde auch die 
Produktions­ und Lebensweise er­
fassen. Die Zeit der hohen Wachs­
tumsraten wäre vorbei. Ein wich­
tiger Teil der Klimabewegung 
propagiert genau das: Ihre Parole 
lautet „System change, not climate 
change“. Doch worin genau bestün­
de ein derartiger Systemwechsel?

Postwachstum?!
Unter dem Begriff „Postwachs­

tum“ wird seit einem Jahrzehnt 
in den Sozial­ und Umweltwissen­
schaften intensiv über die Ziel­
richtung eines Systemwechsels 
diskutiert. Im Buch „Degrowth/
Postwachstum“ zeichnen Matthi­
as Schmelzer und Andrea Vetter 
nach, wie die Wachstumsgesell­
schaft heute aus unterschiedlichen 
Perspektiven infrage gestellt wird.

Die ökologische Kritik verweist 
vor allem auf die Begrenztheit na­
türlicher Ressourcen und Schad­
stoffsenken – und auf die Unum­
kehrbarkeit energetischer Prozes­
se. Während der umweltpolitische 
Mainstream daraus den Schluss 
zieht, dass man den Kapitalismus 
„grün“ reformieren müsse, betont 
die ökologische Wachstumskritik, 
dass technische Effizienzsteige­
rungen, der Übergang zur Dienst­
leistungsgesellschaft und der Auf­
bau von Recyclingkreisläufen die 
Grenzen des Wachstums zwar ver­
schieben, nicht aber aufheben. 
Notwendig sei deshalb eine Gesell­
schaft ohne Wachstumsdynamik.

Eine sozioökonomische und kul­
turkritische Perspektive hält dies 
für wünschenswert, weil Wachs­
tum ab einem bestimmten Punkt 
die Lebensqualität nicht mehr 
verbessere, sondern den Wohl­
standszugewinn ins Gegenteil ver­
kehre. In diese Richtung argumen­
tiert beispielsweise der Soziologe 
Hartmut Rosa. Er betrachtet die 
Beschleunigung von Arbeit und 
Alltag als eines der größten Hin­
dernisse für ein „gutes Leben“.

Die feministische Linie der Kri­
tik stellt den Zusammenhang von 
Ökonomie und Geschlechterver­
hältnissen in den Vordergrund. 
Unserer Ökonomie liege eine 
Spaltung zwischen produktiver, 
„männlich“ codierter Arbeit und 
einer zu kolonisierenden, „weibli­
chen“ Natur zugrunde. Diese Auf­
spaltung erlaube nicht nur die 

Ausbeutung von Naturressourcen, 
sondern auch der weiblichen Sor­
ge­ und Pflegearbeit. Queere Femi­
nistinnen wie Christine Bauhardt 
oder Frederike Habermann vertre­
ten in diesem Zusammenhang die 
Ansicht, dass die Auflösung der 
binären Geschlechterordnung – in 
der der ungebundene Homo oeco­
nomicus auf Kosten der sorgen­
den, pflegenden Frau wirtschaftet 
– einen neuen ökonomischen Ho­
rizont eröffnen würde. Besondere 
Bedeutung messen sie dabei den 
Gemeingütern („commons“) und 
der Care­Ethik bei.

Aus einer Nord­Süd­Perspek­
tive schließlich argumentieren 
etwa Ulrich Brand und Markus 
Wissen oder auch der Münchner 
Soziologe Stephan Lessenich, dass 
die Wachstumsökonomien auf im­
perialer Macht beruhen. Der Kon­
sumgüterwohlstand des Globalen 
Nordens lebe von der Auslagerung 
von Kosten. Die ökologischen und 
sozialen Folgen von Rohstoffförde­
rung, Niedriglohnproduktion und 
Vermüllung würden systematisch 
auf den Süden abgewälzt.

All diese Ansätze der Wachs­
tumskritik verdeutlichen, dass 
es bei einem von einem Teil der 
Klimabewegung geforderten Sys­
temwechsel längst nicht nur 
um den Umstieg auf erneuerba­
re Energien geht, sondern zuneh­
mend auch um Produktionsweise, 
Lebenszuschnitt, Geschlechterrol­
len und Nord­Süd­Beziehungen. 
Dabei sucht man nach Schnittstel­
len, über die sich die unterschied­
lichen Ansätze verbinden ließen. 
Unter dem Schlagwort „gutes Le­
ben“ propagiert man beispielswei­
se eine radikale Arbeitszeitverkür­
zung. Sie würde eine ökologische 
Wohlstandsperspektive jenseits 
der Konsumgüterfülle eröffnen, 
die feministische Umverteilung 
der Sorgearbeit erleichtern und 
wäre auch für gewerkschaftliche 
Kämpfe anschlussfähig.

Industrialismus oder Kapitalis-
mus?

Was ihre Ziele betrifft, haben 
die Ansätze der Wachstumskritik 
viele Gemeinsamkeiten. Konträ­
rer sind hingegen die Vorstellun­
gen, wie ein Systemwechsel durch­
gesetzt werden könnte. Die große 
Frage lautet dabei: Ist die Wachs­
tumsgesellschaft eher das Produkt 
des Industrialismus oder die Folge 
kapitalistischer Eigentums­ und 
Klassenverhältnisse?

Die wachstumskritische Bewe­
gung betont die erste der beiden 
Erklärungen. Das ist auch vor dem 

Hintergrund zu sehen, dass die 
Umweltbilanz sozialistischer Staa­
ten desaströs war. Kritisiert wer­
den deshalb in erster Linie das 
Entwicklungs­ und Wachstums­
paradigma, die technische Ratio­
nalität und die vorherrschenden 
Konsummuster der westlichen 
Moderne. Das bedeutet auch, das 
eigene Leben zu ändern: auf Flug­
reisen verzichten, gemeinwohlori­
entierte Sharingprojekte aufbau­
en, lokale Wirtschaftskreisläufe 
stärken und so weiter. Dieser An­
satz ist keineswegs bloß individu­
alistisch. Der alternative Ökonom 
Niko Paech beispielsweise betont, 
dass es durchaus um gesellschaft­
liche Prozesse gehe, nämlich dar­
um, „soziale Räume (zu) schaffen, 
in denen Avantgardisten und Vor­
reiter als Minderheit das Erfah­
rungswissen anhäufen, das dann 
später verallgemeinerbar und 
massentauglich werden könnte“.

Das Problem an diesem An­
satz: Er lässt sich mit dem vorherr­
schenden Umweltdiskurs allzu 
leicht in Deckung bringen. Die Me­
dien unternehmen große Anstren­
gungen, um die Aufmerksamkeit 
von den Konzernen weg auf den 
einzelnen Konsumenten zu len­
ken. Sie verschleiern damit, dass 
das Gros der CO²­Emissionen auf 
das Konto einiger weniger Kon­
zerne geht. Von den 870 Millio­
nen Tonnen Treibhausgas, die in 
Deutschland 2018 produziert wur­
den, gingen allein 125 Millionen 
Tonnen auf das Konto des Energie­
konzerns RWE, weitere 82 Millio­
nen waren von Heidelberg Cement 
und 33 Millionen von der Lufthan­
sa zu verantworten.

Wer in erster Linie auf die 
Experimente selbstorganisier ­
ter Gruppen setzt, verstellt den 
Blick darauf, dass die Emissio­
nen schlagartig reduziert werden 
könnten, wenn man die Stromkon­
zerne zum Abschalten der Kohle­
kraftwerke zwingen oder die Kurz­
streckenflüge verbieten würde. 
Diese ordnungspolitischen Maß­
nahmen veränderten dann zwar 
auch die Lebensweise aller, wären 
im Unterschied zum Appell aber 
verbindlich.

Das wäre das Argument der­
jenigen, die die kapitalistischen 
Macht­ und Eigentumsverhältnis­
se für das Haupthindernis einer 
ökologischen Wende halten. Dass 
die notwendigen Klimaschutzmaß­
nahmen nicht ergriffen werden, 
liegt zwar auch „am Wähler“, in 
erster Linie aber an den Unterneh­
mensinteressen. Ein Verbot von 
Kohlekraftwerken würde nämlich 

nicht nur RWE treffen, sondern 
vor allem auch die Stromkosten 
erhöhen und damit die Profitraten 
aller Konzerne beeinträchtigen.

Elmar Altvater wies zeit seines 
Lebens darauf hin, dass ökologi­
sche Probleme nicht zu verstehen 
sind, wenn man nicht gleichzeitig 
über die Entwicklungsgesetze im 
Kapitalismus nachdenkt. Die in­
dustrielle Moderne hat zweifellos 
viel mit Wissenssystemen und Dis­
kursen, mit Lebenshaltungen und 
Denkweisen zu tun. Doch angetrie­
ben wird sie von einem fatalen Me­
chanismus: Kapital will vermehrt 
werden, und wer das erfolgreich 
tut, steht in der Gesellschaft oben.

Zeit für Ökosozialismus?
Es lässt sich nicht von der Hand 

weisen, dass beide Erklärungen 
etwas für sich haben. Eine ökolo­
gische Wende wird nur möglich 
sein, wenn wir andere Vorstel­
lungen eines guten Lebens entwi­
ckeln. Doch durchsetzen lässt sich 
all dies nur, wenn man gleichzei­
tig die Machtverhältnisse in der 
kapitalistischen Gesellschaft an­
geht. Jene Klasse, die heute oben 
ist, weil sie erfolgreich Kapital ver­
mehrt, wird nicht freiwillig auf 
ihre Position verzichten.

Anders ausgedrückt: Eine so­
zialistische, auf Gemeineigentum 
beruhende Gesellschaft ist nicht 
per se „grün“; aber dennoch hat 
die ökologische Veränderung fast 
immer auch eine sozialistische Di­
mension. Öffentliche, kollektive 
Verkehrsmittel sind ungleich öko­
logischer als der „grüne“ Umbau 
der Pkw­Flotte. Ein gutes Leben mit 
weniger Konsumgütern muss auf 
der Stärkung sozialer und kulturel­
ler Angebote beruhen. Den immer 
verrückteren Statuskonsum, der in 
der Ausbreitung von SUVs, Jach­
ten und Privatjets sichtbar wird, 
bekämpft man am besten, indem 
man die soziale Gleichheit erhöht. 
Und auch die fatale Standortkon­
kurrenz zwischen den National­
staaten kann man nur durch mehr 
„Nord­Süd­Gerechtigkeit“ und glo­
bale Standards stoppen.

Wer es ernst meint mit Klima­
schutz und ökologischer Wende, 
braucht ein ökosozialistisches 
Projekt.

Autor: Raul Zelik, 
Mitglied des Parteivorstands der 

Partei DIE LINKE,
war von Januar bis März 2019  

Mitglied des Forschungskollegs  
„Postwachstumsgesellschaften“  

an der Universität Jena
Quelle: https://www.woz.ch/-a01c,

Foto: DIE LINKE
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FRIEDENKONFERENz DER FR aK tION gUE/NgL Im EUROPaPaRL amENt

Friedensbewegung in Europa stärken
Brüssel, 17. Oktober 2019 – Konferenz der EU-Parlamentsfraktion GUE/NGL

Am 2. August 2019 ende­
te der einstmals zwischen 
den USA und der Sowjet­
union abgeschlossene Ver­
trag über nukleare Mit­
telstreckenraketen (INF). 
Das war ein Abrüstungs­
vertrag, nach dem tat­
sächlich Raketen mittle­
rer Reichweite vernichtet 
wurden.

Das Ende dieses Ver­
trages, dem auf dem Fuße ein Test 
entsprechender Waffen durch die 
USA folgte, war der Anlass für eine 
Konferenz der Fraktion GUE/NGL 
im Europa­Parlament am 17. Ok­
tober 2019. Der Teilnehmerkreis 
reichte von Pax Christi über Green­
peace und Friedensinitiativen bis 
zur Rosa­Luxemburg Stiftung und 
zur LINKEN.

Es ging darum, in Zeiten fortge­
setzter und beschleunigter EU­Mi­
litarisierung die Friedensbewegun­
gen zu stärken und zu unterstützen 
sowie gemeinsame Strategien und 
Plattformen für die Zusammenar­
beit zu entwickeln. Kurz nach dem 
Ende des INF­Vertrags befasste sich 
die Konferenz insbesondere mit der 
Notwendigkeit der nuklearen Ab­
rüstung in Europa und der Welt.

Die dabei erörterten Fakten drin­
gen bisher in der Medienwelt kaum 
durch.

Ein Teilnehmer erinnerte an das 
vor Jahrzehnten entwickelte US­
Konzept: Wenn einen Atomkrieg, 
dann möglichst weit entfernt von 
zu Hause. Dazu passen die ver­
schiedenen aktuellen Aktivitäten 
der USA und auch der NATO: 
��Die Kündigung des Vertrages 
über die Mittelstreckenraketen 
eröffnet die Möglichkeit, derarti­
ge Mittel in Europa zu stationie­
ren. Das verkürzt die Flugzeiten 
von Raketen nach Russland und 
erschwert die Bedingungen für 
die russische Raketenabwehr. Es 
hat aber auch die Funktion, ei­
nen möglichen Gegenschlag von 
den Basen der Interkontinental­
raketen in den USA abzulenken 
und nähert die Illusion, auf diese 
Weise einen auf Europa begren­
zen Atomkrieg führbar machen 
zu können. 
��Die Installation von Teilen eines 
Raketenabwehrsystems der USA 
in Osteuropa, das sich auch ge­

gen russische Interkontinental­
raketen mindesten nutzen lässt 
und auch Vorstellungen von der 
Begrenzbarkeit eines Krieges ge­
gen Russland auf Europa beför­
dert.
��Der Ausbau des Kriegsschauplat­
zes (NATO­Sprech: „Theater of 
war“) auch mit Mitteln der EU, 
um die Verkehrswege bis zur rus­
sischen Grenze „panzerfähig“ zu 
machen, einen kurzfristigen mi­
litärischen Aufmarsch zu ermög­
lichen.
��Die (eigentlich vertraglich ver­
botene) Stationierung von NA­
TO­Truppen nahe der russischen 
Grenze verbundenen mit ei­
nem elenden politischen Trick: 
Da zugesagt wurde, dass es eine 
ständige Stationierung von NA­
TO­Truppen dort nicht geben 
wird, wurde die Infrastruktur 
für eine Truppenstationierung 
errichtet – das dort stationierte 
Personal wird dann regelmäßig 
ausgetauscht. Das dient dann der 
mit reichlich Rabulistik ausge­
statteten Behauptung, es gäbe ja 
keine ständige Stationierung.
��Der regelmäßige Truppenaus­
tausch wird zugleich für Manö­

ver zur Weiterentwick­
lung der militärischen 
Infrastruktur genutzt. Da 
geht es unter anderem um 
die Anlandung von US­
Truppen in den Nieder­
landen und deren Marsch 
per Auto­ und Eisenbahn 
durch Deutschland, durch 
Brandenburg und eben 
auch durch den Landkreis 
Oder­Spree.

Es wurde bitter – aber keineswegs 
resigniert – festgestellt, dass solche 
Zusammenhänge in den „Quali­
tätsmedien“ und auch im öffentli­
chen Bewusstsein kaum eine Rolle 
spielen. Das muss anders werden, 
wenn die so vorbereiteten Kriege 
verhindert werden sollen.

Wie ein roter Faden zog sich 
durch die Diskussion der enge Zu­
sammenhang zwischen dem Kampf 
gegen die Klimakatastrophe für 
den „Atomausstieg“ und gegen die 
Gefahren des Atomkrieges. Ein 
Teilnehmer meinte, das Eine wäre 
ein Tod auf Raten, das Andere ein 
schneller Tod für Millionen. 

Die Notwendigkeit der Verbin­
dung des zivilen mit dem militäri­
schen Atomausstieg wird auch am 
Beispiel der militärischen Verwen­
dung von abgereichertem Uran und 
seiner Erzeugung als „Abfallpro­
dukt“ der Herstellung von Brenn­
stäben für die Nutzung in Atom­
kraftwerken deutlich.

Verwendet wird es zur Erhöhung 
der Durchschlagskraft panzerbre­
chender Geschosse und Bomben. 
Diese Munitionsarten kamen in 
beiden Golfkriegen sowie in Serbi­
en und dem Kosovo zum Einsatz.

Fraktion GUE/NGL 
im Europa-Parla-
ment im Internet 
(zur Zeit nur in Eng-
lisch): https://www.
guengl.eu/

von
Dr. Artur Pech,
Schöneiche,
Mitglied des Präsidi-
ums des Bundesaus-
schusses der Partei 
DIE LINKE



WIDERSPRUCH  November 2019 www.dielinke-oder-spree.de   15

FRIEDENKONFERENz DER FR aK tION gUE/NgL Im EUROPaPaRL amENt / aRBEItERBE WEgUNg

Abgereichertes Uran ist beson­
ders schwer und wird deshalb zur 
Steigerung der Durchschlagkraft 
panzerbrechender Munition ein­
gesetzt. Es ist aber – auch wenn es 
„abgereichert“ heißt – strahlendes 
Material. Die Auswirkungen des 
Einsatzes dieser Waffen im Krieg 
gegen den Irak und die Folgen der 
damit erzeugten Verstrahlung ins­
besondere für die Kinder und für 
die Schädigung Neugeborener wur­
den sehr eindrucksvoll dargestellt. 
Zu dieser Darstellung gehörte auch 
die spezielle Seite der brutalen Un­
terdrückung von Informationen 
über diesen Zusammenhang. Ge­
rade im Irak haben Mediziner, die 
diese Zusammenhänge anprangern, 
um ihr Leben zu fürchten. 

Diese Unterdrückung der Wahr­
heit über die Folgen des Einsatzes 
solcher Waffen muss durchbro­
chen werden. Denn wie in der Ver­
gangenheit, so ist auch heute der 
Druck der Massen eine wesentliche 
Voraussetzung, wenn es zu Verträ­
gen über Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung kommen soll.

Obwohl die Konferenz nur we­
nige Stunden dauerte, vermittelte 
sie eine Fülle von Informationen, 
die in diesem kurzen Bericht nicht 
umfassend dargestellt werden kann. 
Deshalb will ich nur noch drei wei­
tere Punkte anführen:

Die Vollversammlung der Ver­
einten Nationen hat am 7. Juli 
2017 mit 122 Stimmen einen Ver­
trag über das Verbot von Atomwaf­

fen angenommen. Bisher haben 32 
Staaten diesen Vertrag ratifiziert. 
Wenn es 50 sein werden, dann tritt 
er in Kraft.

Damit gibt es für die Friedens­
bewegung eine richtige neuen Auf­
gabe: Der harte Job ist, es zu errei­
chen, dass alle Atomwaffenstaaten 
und ihre Unterstützer – das heißt 
alle NATO Staaten, diesem Vertrag 
mit dem dann geltenden Atomwaf­
fenverbot wirklich Folge leisten.

Als ein Schritt dahin wurde das 
Konzept der Atomwaffenfreien Zo­
nen wieder aufgerufen. Es ist eben 
keine Nebensache daran zu Erin­
nern, dass das Territorium, über 
das sich die DDR erstreckte, heu­
te ein vertraglich gesichertes kern­
waffenfreies Gebiet ist. So ist es in 
Art. 5 Abs. (3) des „Zwei­Plus Vier“ 
Vertrages festgelegt. Warum soll­
te eine Erweiterung dieses Gebietes 
nicht möglich sein? Das wäre dann 
freilich das Gegenteil dessen, was 
gegenwärtig mit der Stationierung 
von NATO­Verbänden östlich der 
Oder stattfindet.

Und schließlich forderte der Ver­
treter von Greenpeace, Sicherheit 
neu zu denken. Es muss wirklich 
neu über Sicherheit nachgedacht 
werden, denn das ist auch ein zen­
traler Punkt in der Diskussion um 
nukleare Abrüstung. Es geht um 
eine Sicherheit, in der wir uns nicht 
mehr gegenseitig bedrohen (Kon­
zept der Abschreckung), in der statt 
auf Angriff auf Verteidigung ge­
setzt wird. Wie er meinte, muss die 

NATO entweder neu definiert oder 
abgeschafft werden, denn was im 
Moment NATO­Politik ist, ist kei­
ne Verteidigungspolitik. Und diese 
Politik können wir in einer Welt, in 
der wie alle gemeinsam leben wol­
len, nicht mehr akzeptieren.

Und schließlich bleibt mir eine 
kurze Wortmeldung eines Vertre­
ters der christlichen Friedensbewe­
gung gegen Ende der Diskussion in 
Erinnerung:

„Wenn sie morgen für den Ju-
daslohn politischer Regierungs-
beteiligung die Zustimmung zu 
Kriegseinsätzen und Aufrüstung 
verlangen, dann gibt es nur eins: 
Sagt Nein!“

Autor Dr. Artur Pech (links) während der Konferenz
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Eine besondere zeitung wiedergefunden
„Neue Rheinische Zeitung“, Köln, Samstag, den 10. Mai 1849
Eine grüne Schmuckmappe liegt 
geöffnet auf dem Tisch. Zu sehen 
ist brüchiges, an den Rändern ein­
gerissenes, bräunlich schimmern­
des, vergilbtes Zeitungspapier. Der 
Satz ist in roter Farbe ausgeführt, 
alles eng bedruckt. Kleine Buchsta­
ben erschweren das Lesen.

Erschienen ist die Zeitung in 
Köln am Samstag, dem 19. Mai 
1849. Die „Neue Rheinische Zei­
tung“, das „Organ der Demokratie“ 
erschien als Nummer 301 an die­
sem Tag zum letzten Mal. 

Das fünfstrophige Gedicht von 
Ferdinand Freiligrath „Abschieds­
wort der Neuen Rheinischen Zei­
tung“ ist unter dem Titel platziert.

Karl Marx hatte die Zeitung seit 
dem 1. Juni 1848 herausgegeben. 

Nachdem die letzten Aufstände 
der Märzrevolution im Rheinland 
nieder geschlagen waren, verwiesen 
die Herrschenden Karl Marx so­
wie seine Mitstreiter Ernst Dronke 
und Georg Weerth des Landes. Mit 
dem Ende der revolutionären Auf­
stände endete auch die Existenz der 
Zeitung.

Einhundertsiebzig Jahre später 
liegt die bewahrte letzte Ausgabe 
der Zeitung auf dem Tisch im Haus 
von Günter und Margot Pappen­
heim.

Günter Pappenheim erzählt
Sein Vater, Ludwig Pappenheim, 

am 17. März 1887 in Eschwege ge­
boren, trat bereits als Lehrling am 
1. Mai 1905 in die Sozialdemokra­

tische Partei Deutschlands ein und 
gehörte zu jenen, die den Auftrag 
erhalten hatten, in Schmalkalden 
einen Ortsverein der Partei zu bil­
den. Pappenheim wurde Vorsitzen­
der einer erfolgreich agierenden 
Wahlkreisorganisation in Schmal­
kalden. Er gehörte zu den Parteimit­
gliedern, die Karl Liebknecht un­
terstützten, als er gegen die Bewilli­
gung von Kriegskrediten gestimmt 
hatte. Als Soldat verfasste er unter 
dem Eindruck des Krieges Flugblät­
ter gegen den Krieg. Folgerichtig 
unterstützte er aktiv die November­
revolution von 1918 und entschied 
sich endgültig für die politische Ar­
beit in Schmalkal den, wurde Stadt­
rat und Redakteur, geriet mit den 
Herrschenden in Konflikt.

von
Gerhard Hoffmann,
Frankfurt (Oder)
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Ab 1923 verheiratet, hatte er mit 
seiner Frau Frieda, ebenfalls enga­
gierte Sozialdemokratin, drei Kin­
der. Aus einer vorehelichen Bezie­
hung hatte Frieda die Tochter Erna. 
Die Eheleute stellten sich den poli­
tischen Fragen der Zeit und legten 
großen Wert auf die humanistische 
Erziehung ihrer Kinder. 

Als 1933 den deutschen Faschis­
ten die Macht übergeben wurde, 
gehörte der entschiedene Gegner 
der Nazis zu den Ersten, gegen die 
sich Hass und Gewalt richteten. 
Ludwig Pappenheim wurde bereits 
am 23. März 1933 unter Verletzung 
seiner Immunität als Parlamenta­
rier in „Schutzhaft“ genommen. 
Schließlich wurde er, nachdem er 
in den Polizeigefängnissen Suhl 
und Kassel inhaftiert war, im Juli 
1933 in das Konzentrationslager 
Breitenau und von dort im Oktober 
in das KZ Neusustrum gebracht. In 
der Nähe des KZ wurde er am 4. Ja­
nuar 1934 ermordet, nachdem die 
Nazis ihn misshandelt hatten.

Frieda Pappenheim hatte umsich­
tig wichtige Unterlagen der Fami­
lie in Sicherheit gebracht. Vernich­
tet hatte sie nur die Mitgliederlisten 
der Partei, die den Nazis auf gar 
keinen Fall in die Hände fallen 
sollten. Bei mehrmaligen Haus­
durchsuchungen, die anfangs noch 
von Polizeibeamten durchgeführt 
wurden, die selbst der SPD ange­
hörten bzw. angehört hatten, wur­
de nie Belastendes gefunden. Zu 
den sicher versteckten Dingen ge­

hörte das Exemplar der „Neue[n] 
Rheinische[n] Zeitung“, mehrere 
Ausgaben des Kommunistischen 
Manifests, Protokollbände von Par­
teitagen der SPD, sowie ein großes 
Porträt von August Bebel.

In den 1950er Jahren arbeitete 
Günter Pappenheim hauptamtlich 
im Parteiapparat der SED. Zu die­
ser Zeit übergab seine Mutter jene 
wertvollen Materialien an ihn in 
der Überzeugung, dass sie bei ihm 
am besten und sichersten bewahrt 
würde.

Günter Pappenheim nahm die 
Zeitung vielfach mit, wenn er öf­
fentlich über das Leben seines Va­
ters und über sein eigenes Erleben 
als ehemaliger Häftling des KZ Bu­
chenwald sprach. Anschaulich ließ 
sich so Geschichte vermitteln.

In seinem Fundus hatte Günter 
viele Dokumente, die ihm als An­
schauungsmaterial dienten. Ein je­
des hatte seinen Platz und war zu­
griffsbereit abgelegt.

Es ergab sich, dass im Hause Mö­
bel erneuert wurden. In diesem Zu­
sammenhang wurde auch das viele 
gesammelte Material umgelagert. 
Die Zeit brachte es mit sich, dass 
sich die öffentlichen Auftritte von 
Günter verringerten und so wur­
de auch die inzwischen sehr alte 
„Neue Rheinische Zeitung“ nicht 
mehr so häufig bemüht.

Bei einem Gespräch mit Freun­
den erwähnte Günter die Existenz 
dieses einzigartigen Dokuments, 
ging zielsicher an den Schrank, in 

dem er es aufbewahrt zu haben 
glaubte und erschrak. Die Zeitung 
war nicht am vermuteten Ort. Sie 
konnte nicht verloren worden sein. 
Es ließ sich nicht genau bestim­
men, wann er sie zum letzten Mal 
in der Hand hatte. War es ein Vor­
trag vor jungen Leuten, hatte er sie 
liegen gelassen? Das schloss er aus. 
Aber wenn er das ausschloss, könn­
te sie mitgenommen worden sein. 
Das bedeutete jedoch, jemanden 
zu verdächtigen. Der Verdacht wäre 
ungeheuerlich. Günter fühlte eine 
riesige Last auf seinem Herzen. 

An einem Spätsommertag ent­
nahm der Freund einem Schrank 
eine alte Mappe aus rotem Kunst­
stoff. Sie fühlte sich klebrig an, 
die Weichmacher waren aus dem 
Material entwichen, hatten es ver­
formt. An der Unterseite der roten 
Mappe klebte eine grüne Kunstle­
dermappe. Nachdem beide Map­
pen vorsichtig voneinander gelöst 
waren und die grüne Mappe geöff­
net werden konnte, erschien die rot 
gedruckte einhundertsiebzig Jahre 
alte „Neue Rheinische Zeitung“.

Günter fühlte sich an diesem 
Tage nicht wohl. Schwächen des 
Alters sind manchmal beson­
ders schwer zu ertragen. Als ihm 
die Zeitung gezeigt wurde, atme­
te er lange geräuschvoll aus. Der 
Stein, der auf ihm lastete, wäre sehr 
schwer gewesen und besonders des­
halb, weil die Gefahr falscher Ver­
dächtigung so riesig und bedroh­
lich über allem schwebte.



WIDERSPRUCH  November 2019 www.dielinke-oder-spree.de   17

INtERNatIONaLE SOLIDaRItät

Das gemeinsame Bedürfnis nach Frieden  
und Freundschaft stärken
SODI auf Friedensmission in Belarus

Unsere Reisegruppe besuchte in 
Belarus vom 10. bis 23. Juli 2019 
die SODI­Projekte in der Tscherno­
bylzone und konnte dabei auch auf 
vielfältige Art Land und Leute ken­
nenlernen. Die Bevölkerung beging 
2019 den 75. Jahrestag der Befrei­
ung vom Hitlerfaschismus. 

Was in uns Teilnehmer*innen 
der Reise auf jeden Fall weiterwir­
ken wird, dieses schöne kleine Land 
mit seinen liebenswerten Men­
schen, welches im Zweiten Welt­
krieg weitgehend dem Erdboden 
gleich gemacht wurde, jeden vier­
ten Einwohner verlor und mit dem 
Gau von Tschernobyl ähnliches er­
fuhr, hat ein tiefes Bedürfnis nach 
Frieden und Freundschaft mit uns.

Frieden als die Grundvorausset­
zung für unser weiteres Leben auf 
dem Planeten Erde zog sich durch 
alle Treffen und Begegnungen. 
Freundliche Empfänge und ge­
meinsames solidarisches Handeln 
im Interesse der Menschen prägten 
diese 14 Tage.

In unserem Projektdorf wurde 
unsere Abordnung wie Staatsgäs­
te willkommen geheißen. Die Kin­
der, ihre Eltern sowie Pädagogen 
und viele weitere Einwohner brach­
ten ihre Dankbarkeit für die nach­
haltige Hilfe mit einem unvergess­
lichen kulturellen Programm zum 
Ausdruck. In Worten kann man 
es nicht ausdrücken, es hat unsere 
Herzen berührt. 

Die anwesenden Kinder (wir wa­
ren in der Ferienzeit vor Ort) de­
monstrierten ihre Arbeitsgemein­
schaftsarbeit an der Schule und in 
der Natur. Sie sind es, die leiden, 
und sie sind es, die ihre Erkennt­
nisse sowie ihre Erfahrungen den 
früher Geborenen in den Dörfern 
weitergeben. 

Was haben wir aus der Begeg­
nung mitgenommen? Unsere nach­
haltige, ausdauernde Hilfe zeigt 
viel positive Wirkung. Wir haben 
mitgenommen, dass sich die Er­
kenntnisse aus Hiroshima und Na­
gasaki auch in der Tschernobylzo­
ne zeigen. Unsere Hilfe darf nicht 
nachlassen. Auch in Japan war 
nach den Atombombenexplosio­
nen erst 40 Jahre danach eine große 
Zunahme von Krebserkrankungen 
zu verzeichnen. 

Gern nahmen wir den Auftrag 
der Bevölkerung, vor allem aber 
der Kinder entgegen, den Projekt­ 
unterstützer*innen von SODI ei­
nen großen Dank auszusprechen. 
Ihre Augen sprachen zu uns, wer­
det Ihr uns weiter unterstützen? Ja, 
wenn uns unsere SODI­Mitglieder 
und alle Sympathisanten weiter mit 
Spenden unterstützen! 

Wir rechnen mit Ihnen, liebe Le­
ser. Ohne Ihre solidarische Mithilfe 
ist es auf Dauer nicht zu schaffen.

Unsere Partner von BELRAD, 
dem unabhängigen Institut für 
Strahlensicherheit, Alexej Neste­
renko und Iwan Krasnopjorow, be­
antworteten der ganzen Gruppe 
noch Fragen und gingen auf aktu­
elle Bedingungen ein. Radioakti­
vität bleibt weiter unsichtbar, man 
kann sie nicht riechen, fühlen oder 
schmecken. Sie macht aber krank 
und wirkt noch in vielen Generati­
onen nach. Manchmal ist es wie im 
Hamsterrad. Die radioaktiven Stof­
fe haben ihre Zerfallszeiten! Viele 
sind erst in Jahrhunderten, manche 
erst in Jahrtausenden wieder weg. 
Vor allem aber Kinder haben Hun­
ger und wollen / müssen essen und 
sind deshalb gezwungen, auch ver­
seuchte Lebensmittel zu sich zu 
nehmen. 

Kernkraft wird wieder hoffähig 
diskutiert, in vielen Ländern, vor 
allem von der Atom­Lobby, die 
Profit daraus zieht, der Mensch an 
sich ist dabei egal. Die Auswirkun­
gen der Atombombenabwürfe, des 
Einsatzes der Uranmunitin im Irak­
krieg oder die Auswirkungen der 
Katastrophen von 1986 in Tscher­
nobyl bzw. 2011 in Fukushima wer­
den bagatellisiert oder erst gar nicht 
benannt. Sie wirken aber über un­
ser Erdendasein hinaus!

Weil es so ist, ist es wichtig, dass 
wir uns dafür einsetzen, dass alle 
atomaren Waffen von unserem Erd­
ball verschwinden. Die Gefahr, dass 
wir Menschen auf der Erde keine 
Zukunft haben, ist gegenwärtig.

Dem Appell an die Bundesre­
gierung, „Unterzeichnen Sie das 
UN-Atomwaffenverbot!“, sollte 
deshalb von uns Nachdruck verlie­
hen werden! 

Wenn es Ihnen möglich ist und 
Sie unsere Projektarbeit für die 

Kinder in der Tschernobyl­Zo­
ne von Belarus unterstützen wol­
len / können, bitten wir Sie, einen 
Dauerauftrag einzurichten oder ei­
nen einmaligen Betrag zu überwei­
sen. Jeder Euro hilft!

von
Hagen Weinberg,
Frankfurt (Oder),
Sprecher der SODI-
Gruppen entlang der 
Oder
Fotos: SODI-Grup-
pen entlang der 
Oder

Spendenkonto:
SODI e. V. (Solidaritätsdienst International)
IBAN: DE33 1002 0500 0001 0201 00
Spendenkennwort: Tschernobyl
(Spendenquittungen werden von SODI e. V. immer im  
ersten Quartal des nachfolgenden Jahres ausgestellt  
und verschickt.)

Besuch der nationalen Gedenkstätte „Chaytyn“

Herzliche Begrüßung in unseren Projektdorf

Im Arbeitsgemeinschaftsraum der Schule
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veranstaltungstermine der LINKEN 

DIE LINKE Oder-Spree
� Kreisgeschäftsstelle 
Mühlenstraße 15 • 15517 Fürstenwalde
Telefon (0 33 61) 3 30 69 • Fax (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: kontakt@dielinke-oder-spree.de
geöffnet: Mo. 10–12 u. 13 –16 Uhr, Di. 10–12 u. 13 –16 Uhr 

Do. 10–12 Uhr, u. nach telefonischer Vereinbarung
Kasse: Di. 10–12 Uhr

� Gebietsgeschäftsstelle Beeskow
Bahnhofstraße 29 • 15848 Beeskow
Telefon: (0 33 66) 2 02 02
E-Mail: kontakt@linke-beeskow.de
geöffnet: Di. 10–12 Uhr, Do. 14–16 Uhr

� Gebietsgeschäftsstelle Eisenhüttenstadt
Lindenallee 30 (Rotes Café) • 15890 Eisenhüttenstadt
Telefon: (0 33 64) 4 42 51
E-Mail: dielinke-ehst@t-online.de
geöffnet: Mo. und Do. 15–18 Uhr
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alles öffentlich im Kreistag LOS
DIE LINKE-Fraktion im Kreistag Oder-Spree
Öffentl. Fraktionssitzung: 19. 11., genaue Zeitpunkte und Orte bitte in der Fraktions-

geschäftsstelle erfragen
Fraktionsgeschäftsstelle:  Mühlenstraße 15, 15517 Fürstenwalde  

Tel. (0 33 61) 3 30 69, Fax (0 33 61) 34 26 24

Sitzungen im November/Dezember 2019
� Ausschuss f. Soziales u. Gesundheit 4. 11., 17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

und Migration
� Ausschuss für Bildung, Kultur 12. 11., 17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

und Sport
� Ausschuss für Bauen, Ordnung 13. 11., 17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

und Umwelt
� Jugendhilfeausschuss 14. 11., 17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7
� Ausschuss für Haushalt, Finanzen/ 18. 11., 17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

Beteiligungen
� Kreisausschuss 20. 11., 17.30 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7
� UAG1: Förderung reg. Wirtschaft,  28. 11., 16.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

Landwirtschaft, Identifikation und reg. Identität 
Tagesordnungen und konkrete Versammlungsorte in Kreisverwaltung erfragen oder 
der Internetseite des Kreistages www.landkreis-oder-spree.de entnehmen.

Kreistag Oder-Spree
4. 12.,  17.00 Uhr, Beeskow, Breitscheidstraße 7, Landratsamt, Haus B, Atrium

��2. 11., 10 Uhr, Müllrose, Jahnstraße 1 (Schützenhaus) 
Gesamtmitgliederversammlung des Kreisverban-
des Oder-Spree, Schwerpunktthemen sind 
­ Auswertung der Landtagswahl in Brandenburg 
­ Bericht der Kreistagsfraktion 
­ Wahl der Delegierten zum Bundes­/Landesparteitag
��8. 11., 17 bis ca. 19.30 Uhr, Fürstenwalde, Trebuser 
Straße 46 A (Sonnengrundschule), 
Regionalkonferenz des Landesverbandes, Inhalt: 
(www.dielinke-brandenburg.de/nc/politik/termine/detail-
landesverband/news/regionalkonferenz-mitte-ost/)
��23. 11., 10 Uhr, Fürstenwalde, Mühlenstraße 15, 
(Kreisgeschäftsstelle) Neumitgliedertreffen
��14. 12., 10 Uhr, Potsdam, Seminaris SeeHotel, 
3. Tagung des 6. Landesparteitages DIE LINKE 
Brandenburg

„Die DDR hat’s nie gegeben“
Buchlesung in Fürstenwalde

Für den Club der Rosa­Luxemburg­
Stiftung in Fürstenwalde hatte am 
2. Oktober 2019 Anja Röhl in das 
Kreisbüro der LINKEN eingeladen. 
Gast war Prof. Dr. Siegfried Prokop. 
Er stellte einem Kreis von Interes­
sierten sein Buch „Die DDR hat’s 
nie gegeben“ vor.

In den Jahren 1983–1996 Pro­
fessor für Zeitgeschichte am Insti­
tut für Geschichte der Humboldt­
Universität zu Berlin, in späteren 
Jahren (2006–2012) Vorstandsvor­
sitzender der Rosa­Luxemburg­Stif­
tung Brandenburg ist er ein aner­
kannter Forscher und Kenner der 
Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Hier einige Kapitelinhalte sei­
nes Buches:

��Die vier Mächte und die deut­
sche Frage
��Die Gründung der DDR – Er­
rungenschaft oder Notlösung?
��Becher, Brecht und die National­
hymne
��Forschungen zum 17. Juni 1953 
in der DDR
��War die Mauer vermeidbar?
��1989 – eine friedliche Revoluti­
on?
��Der versäumte Paradigmenwech­
sel. Woran scheiterte die DDR?

In Erinnerung an ihren eigenen Le­
bensweg, ihre eigene Arbeit, ihre 
Verantwortung im Arbeiter­ und 
Bauernstaat brachten die aufmerk­
samen Zuhörerinnen und Zuhörer 
manch eigenes Erleben, eigene Er­

fahrungen, auch ihre heutige Rück­
schau in die anschließende Diskus­
sion ein.

Peter Hochmuth, Woltersdorf

Siegfried Prokop,
„Die DDR hat ś nie 
gegeben“, Studien 
zur Geschichte der 
DDR 1945 bis 1990,
edition bodoni 
(13. März 2017),
306 Seiten,  
Paperback, 20,00 €,
ISBN-10: 
3940781797
ISBN-13:  
978-3940781796
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zucker-Kasten

Unblock Cuba!
Aufruf zur Solidaritätsaktion mit Kuba angesichts der US-Blokadepolitik

Am 6. und 7. November 2019 be­
handelt die UN­Vollversammlung 
in New York ein weiteres Mal den 
Antrag Kubas, die von den USA 
seit fast 60 Jahren gegen die Insel 
verhängte Wirtschafts­, Handels­ 
und Finanzblockade zu verurtei­
len. Im vergangenen Jahren votier­
ten 189 Staaten für die Eingabe, 
nur zwei – die USA selbst und Isra­
el – bekundeten ihre Unterstützung 
für den Wirtschaftskrieg. Die Mit­
gliedsstaaten der EU, einschließ­
lich BRD und Österreich, sowie die 
Schweiz votierten gegen die Blo­
ckade und verurteilten insbesonde­
re deren exterritoriale Ausdehnung, 
die auch europäische Unternehmen 
und Institutionen trifft.

In diesem Jahr bekommt die Ab­
stimmung eine besondere Bedeu­
tung. In den vergangenen Monaten 
hat die US­Administration unter 
Staatschef Donald Trump ihre Ag­
gression gegen Kuba und andere 
Länder der Region weiter verschärft.

Durch die Aktivierung des soge­
nannten Abschnitts III des Helms­
Burton­Gesetzes können US­Bür­
ger nun vor US­Gerichten auch 
gegen Unternehmen und Institutio­
nen aus Drittländern klagen, wenn 
diese kubanisches Eigentum nut­
zen, das nach der Revolution 1959 
enteignet wurde. Das aber richtet 
sich de facto gegen alle Kubaner 
und alle Einrichtungen der Insel. 
Betroffen sein können Dorfschu­

len, die auf Flächen errichtet wur­
den, die einst Großgrundbesitzern 
gehörten. Oder Hotels, die einst 
Teil des Imperiums der US­Mafia 
waren. Im September wurde der 
Onlinehändler Amazon verklagt, 
weil er kubanische Holzkohle ver­
kauft! Hinzu kommen Maßnah­
men, die den Handel zwischen 
Kuba und Venezuela unterbinden 
sollen.

Auch europäische und deutsche 
Unternehmen sind bereits zur Ziel­
scheibe der US­Blockadepolitik 
geworden. So wurde im Juni Kla­
ge gegen das deutsche Tourismus­
unternehmen Trivago eingereicht,  
weil es Hotels in Kuba vermittelt.

Die Blockadepolitik hat drama­
tische Folgen für die Bevölkerung 
in Kuba. Wichtige Medikamen­
te können nur auf Umwegen und 
überteuert importiert werden. Im 
September musste Kubas Regie­
rung ihren Bürgern mitteilen, dass 
aufgrund der US­Maßnahmen über 
Wochen kein einziger Öltanker die 
Insel mehr anlaufen werde, was zu 
schwerwiegenden Auswirkungen 
bei der Energieversorgung führen 
musste.

Die Regierungen von BRD, Ös­
terreich und der Schweiz belassen 
es derweil bei wohlfeilen Worten, 
werden jedoch gegen die Auswir­
kungen der US­Blockade gegen 
Kuba nicht aktiv. Wir fordern, dass 
dem jährlichen Votum gegen die 

Blockade in der UN­Vollversamm­
lung endlich konkrete Taten folgen 
müssen: Das Befolgen von völker­
rechtsverletzenden US­Gesetzen in 
Europa darf nicht länger geduldet 
werden! Schluss mit der Aggression 
gegen Lateinamerika!

Wir rufen deshalb auf zu ei­
ner großen Solidaritätsaktion für 
Kuba und gegen die Blockade im 
Oktober und November 2019! Ge­
meinsam wollen wir – Kuba­So­
lidaritätsgruppen, fortschrittli­
che Organisationen und Medien 
aus der BRD, Österreich und der 
Schweiz – die Aufmerksamkeit auf 
die von Washington betriebene Es­
kalation lenken, um die US­Admi­
nistration, aber auch deren europä­
ische Verbündete, unter Druck zu 
setzen. Mit Großplakaten, Veran­
staltungen und Kundgebungen soll 
das Totschweigen der menschen­
rechtsverletzenden Blockade durch 
die meisten Medien unserer Länder 
durchbrochen und auf die Folgen 
dieser verbrecherischen Politik auf­
merksam gemacht werden.

Beteiligt Euch an den Aktionen im 
Aktionszeitraum!

Unterstützt die Plakatierung 
durch Geldspenden!

Sprecht mit weiteren Organisa­
tionen, aber auch mit Bekannten, 
Freunden, und Verwandten über 
die Verschärfung der Blockade und 
die Unterstützung der Soli­Aktion.

Spenden bitte auf 
das Konto:
Verlag 8. Mai 
GmbH, Postbank 
Berlin,  Verwen-
dungszweck: Un-
block Cuba,
IBAN: DE50 1001 
0010 0695 6821 00, 
BIC: PBNKDEFF
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